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Erpedition: Herrenſtrahe Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, au den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Nr. 252. Mittag⸗ Ausgabe. 


Deutſchland. 
0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 


. Situng des Abgeordnetenhauſes (vom 2. Juni.) 
11 Ubr. Am Miniſtertiſch Camphauſen, Achenhach und Falk. 
Vor dem Eintritt in die Tagesordnung bringt der Abg. Röderath fol: 
Anne Angelegenheit zur Sprache. Er hatte am 10. Mai einen auf eine 
ütheilung des Wiener „Vaterland“ geſtützten Zeitungsartikel verleſen, in 
em das Vorhandenſein von im Cultusminiſterium aufgeſtapelten Gutachten 
Kandalöjen Inhalts über die Thätigkeit der barmherzigen Schweſtern, ſpeciell 
M Düren, behauptet war. Der Cultusminiſter war damals im Haufe nicht 
anweſend und der Abg. Röckerath mußte ſich damit begnügen, ihn aufzufor⸗ 
n, diejenigen zur Verantwortung zu ziehen, welche die Ehre der barm⸗ 
berzigen Schweſtern und der Aerzte in Düren gekränkt hatten, und den Bor: 
ber Min Hauſe in der „Dürener Zeitung“ zu erläutern. Am 22. Mai hat 
er Miniſter im Herrenhauſe jene Zeitungsmittheilung als eine ſolche be⸗ 
zeichnet, deren luͤgenbafter Charakter von ſelbſt emleuchte. Der Abg. Röde- 
tath ſieht in dieſer Replik einen Zweifel an feiner bona fides, der den Ver: 
ehr zwiſchen politiſchen Gegnern ſehr erſchweren müſſe. 
t er Gultusminifter erwiedert, daß ihm die von der „Dürener Zei⸗ 
Eng. gebrachte Darſtellung des Sachverhaltes nicht zu Geſicht gekommen ſei. 
r habe ſich aber von dem Nichtvorhandenſein der in Rede ſtehenden Gut⸗ 
achten überzeugt. und ſich auf Grund deſſen im Herrenhauſe jo geäußert, wie 
kat Ntenograpbiihen Bericht nachzuleſen ſei. Man leſe dieſen Bericht, allen: 
alls noch die angezogenen Zeitungsartikel und entſcheide dann zwiſchen ihm 
und dem Abg. Nöckeratd. 

d Das Haus tritt nun in die zweite Berathung des Geſetzentwurfs betreffend 
— Ankauf und die Vollendung der Pommerſchen Centraleiſenbahn 
ud der Berliner Nordeiſenbahn ſowie die Verwendung der verfallenen 
minttonen für die bezeichneten Eiſenbahn⸗Unternehmungen ein. Die Com⸗ 
wd hat bekanntlich die Vorlage faſt unverändert genehmigt. Sie er⸗ 
tigt den 5 5 im § 1 die im Bau begriffenen Bahnen 
3 betcterin⸗Neu tettin⸗Konitz und Berlin⸗Neubrandenburg⸗Stralſund) nebſt 
Zu ehör für höchſtens 2,250,000 Mark, reſp. 6,000,000 Mark für Rechnung 
0 taates anzukaufen, zu vollenden und in Betrieb zu nehmen. Dazu 
ollen nach 1. 2 verwendet werden die verfallenen Cautionen und der ent⸗ 
prechende Betrag in Schuldverſchreibungen, bis zur Höhe von 15,300, 00 

art für die Centralbahn und von 22,500,000 Mark fur die Nordbahn. Die 
orlage hatte den Bedarf in Höhe dieſer beiden 7 rt, die Com⸗ 
miſſion aber die Möglichkeit eines geringeren Bedarfes in Ausſicht genommen. 
Es iſt dies die tr Aenderung, die fie an der Vorlage vorgenommen hat. 
Zum Worte über § 1 melden ſich 14 Redner. \ 
Abg. Kieſchke: Der Nutzen des Ausbaues der beiden Bahnen ſteht nicht 
im Verhältniß fi den Opfern, welche der Staat bringen fol. Beide con ⸗ 
cutriren mit ſolchen Bahnen, für welche der Staat die Zinsgarantie über⸗ 
nommen hat und alljährlich Zuſchüſſe leiſten muß. Der Hinterpommerſchen 
und Köslin: Danziger Bahn wird die Pommerſche Centralbahn, der Vor⸗ 
dommerſchen Bahn die Berliner Nordbahn einen Theil des Verkehrs ent⸗ 
775 Durch Uebernahme der beiden Bahnen wird ſich alſo der Staat 
Faß Concurrenz machen; die beiden neuen Bahnen werden bei weitem nicht 
ie Zinſen decken, die beiden alteren Pommerſchen Bahnen aber noch größere 
inszuſchüſſe, als bisher, erfordern. Die Pommerſche Centralbahn durch⸗ 
h neidet arme, nur Landwirihſchaft treibende Gegenden, jo daß von dem 
detcalderkehr nicht viel zu erwarten it; die Berliner Nordbahn wird auch 
ii großen Handelsſtraßen über Lübeck und Stettin den ſchwediſchen, bäni: 
ben und rufſiſchen Verkehr nicht ar ng Beſſer das in jenen Unter⸗ 
nehmungen ſteckende Capital zu Grunde gehen zu laſſen, als durch neue Ver⸗ 
endungen, die keinen Erfolg haben werden, das Nationalvermögen noch 
mehr zu ſchävigen. Durch eine anderweite Verwendung der geforderten 38 
ill. Mark, insbeſondere durch den Bau von Secundärbahnen in den be⸗ 
treffenden Landestheilen würde ihnen weit beſſer gedient werden. ’ 
Abg. v. Löper⸗Löpersdorf: Die Berhallniſſe der Nordbahn ſind mir 
gänzlich unbekannt, genau bekannt dagegen die der Centralbahn. Die Be⸗ 
eutung der letzteren iſt keine locale, vielmehr bildet ſie ein nothwendiges 
Zwiſchenglied norddeutſcher Verkehrswege. Sie kürzt die große Verkehrsſtraße 
don Oſten nach Weſten, zwiſchen Rußland und Stettin um etwa 6 Meilen 
ab. Es muß daher unzweifelhaft ein großer Theil des Verkehrs zwiſchen 
Rußland und der Hauptſadt Preußens dieſer Bahn zu Gute kommen. Aus 
demſelben Grunde kann die Pommerſche Centralbahn der Hinterpommerſchen 
eine Concurrenz machen, ſondern ſie muß den Verkehr dieſer Bahn durch 
den erhöhten Verkehr mit dem Oſten ſteigern. Der Verkehr Deutſchlands 
mit Rußland nimmt von Jahr zu Jabı zu und es iſt dem Vorredner keines⸗ 
1 gelungen, die Bedeutung dieſes Verkehrs abzuſchwächen. Noch lucra⸗ 
iwer wird ſich die Pommerſche Centraldahn berausſtellen, ſobald die Bahn 
frühen e und Stettin gebaut iſt, was nur eine Fuat der Zeit 
ein kann. Man kann daher dem Staate aus finanziellen Rückſichten zur 
ebernahme 1 Hahn gratuliren. (Obo! Heiterkeit links.) Es iſt nicht 
meine Abſicht, hier für die Actionäre dieſer Bahn einzutreten, aber das iſt 
och wohl unzweifelhaft, daß die Actionäre nicht etwa blos durch den Nimbus 
und die frühere glänzende Stellung des Herrn Wagener zum Ankauf der 
etien bewogen wurden, ſondern durch den guten Glauben an die Sache ſelbſt. 
Abg. Richter (Hagen): Von Attionären im eigentlichen Sinne des 
Wortes iſt bei dieſen beiden Bahnen gar nicht die Rede. Die Bahnen find 
unternommen worden bon dem Fürſten Putbus und Herrn Wagener, und 
beide haben ſich das zur Cautionsſtellung erforderliche Geld durch die Schu⸗ 
er⸗Oder'ſche Bank und die Berliner Bank verſchafft. Dann hat man ange⸗ 
fangen, ohne Geld zu bauen und die Actien untergebracht, indem man die 
att:Unternehmer mit Actien bezahlte oder Actien an der Börſe verkaufte. 
So find überhaupt die Actien entſtanden. Die uns vorliegende Zeichnungs⸗ 
lite der Centralbahn beweiſt, daß die Zeichnungen zum allergrößten Theil 
cheinzeichnungen ſind von Leuten, die nicht im Stande waren, ſie zu reali⸗ 
firen und unter der Zuſicherung, daß man fie nicht belangen werde, gegen 
Procent Proviſion 0 zeichnen die Gefälligkeit hatten. Für die Central⸗ 
bahn betragen die ernſthaften Zeichnungen aus ihrer Umgebung nur 3⸗ bis 
400,000 Thlr. was nicht für die glänzenden Ausſichten der Bahn ſpricht; 
eingezahlt ſind überhaupt nur 150, Thlr., vollgezahlt nur 74 Actien der 
Centralbahn. Der gegenwärtige Kreis der Actionäre hat mit der Entſtehung 
der Bahn nichts zu thun. Das find Leute, die auf ihr eigenes Riſico bin 
die Actien in Zahlung genommen oder an der Börſe gekauft haben und 
müſſen ihren Schaden ſelbſt tragen. Sie können von uns N daß 
wir ihnen den Werth dieſer Bahnen bezahlen. Aber was iſt der erth der 
Bahnen! Doch nicht der Pauwerth? Was hat der Bauwerth mit dem Ber: 
kehrswerth zu ſchaffen? Die aufgewandten Koſten beweiſen niemals etwas 
ür den Werth einer Anlage. Wenn ein Edelſtein oder eine Münze in den 
Brunnen u! iſt, jo kann man nicht mehr von dem Nennwerth dieſer 
Münze ſprechen. Sie kann gar keinen Werth mehr haben, wenn es mehr 
loſtet, fie berausanbolen, als ihr Münzwerth angegeben . Der Werth 
einer Eiſenbahn⸗Aetſe hängt lediglich von der Rentabilität ab. g 
Nach der ausführlichen Erörterung des Abg. Kieſchte will ich auf dieſe 
Frage nicht näher eingehen. Aber wenn ich ſelbſt Alles gelten laſſen will, 
das die Regierung über die künftige Rentabilität ausführt, jo bade ich doch 
einen Zweifel, wie dieſe beſchaffen ſein wird. Die Motive haben die billige 
Bemerkung, dieſe Bahn werde ſich nach einer für ihre Entwickelung ausrei⸗ 
chenden Periode rentiten. Das heißt mit anderen Worten: Dieſe Bahnen 
werden ſich rentiren, wenn fie aufgehört haben, ſich nicht zu rentiren. 
(Heiterkeit) Etwas concreter iſt die Barſtellung des Commiſſionsberichts, 
aus der ich aber nur ſchließe, daß ſich die Nordbahn etwa in 12 Jahren 
mit 4 Procent und die Centralbahn apt af Ju mit 3—3% Procent 
tentireu wird. Wenn ich aber ein Capital auf Zinfeszins lege, fo berdoppelt 
ſich das bekanntlich in 14 Jahren; rentirt ſich alſo die Bahn nach 14 Jahren 
u einem mäßigen Zins fuß, fo heißt das fo viel, als die Bahn wird ſich 
zur Hälfte, reſp. zum Drittel des jetzt verlangten Capitals überhaupt nicht 
dentiren. Auf den Werth, den die Anlagen ſonſt haben würden, kann es 
dicht ankommen; die einzige maßgebende Taxe iſt der Werth, den die Bahn 
beim Einzelverkauf ergeben würde, danach bezahlen wir aber die Bahnen 
Mit 240,000 Mart zu theuer. Die Schädigung des Nationalvermögens, von 
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Sechs undfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


der im Commiſſionsbericht ſo viel die Rede iſt, iſt einmal da und nicht 
wieder gut zu machen; jetzt erweitern wir noch den Schaden, wenn wir 
Capitalien in dieſe unrentable Unternehmung ſtecken. Nun ſagt man, das 
allgemeine Verkehrsintereſſe müſſe hier mitſprechen. Inwieweit dies eine 
Berüͤckſichtigung verdient, darüber haben wir bei der 120, Millionen-Anleihe 
und bei der 50⸗Millionen⸗Anleihe ausführlich verhandelt. Man meinte da⸗ 
mals, damit dem allgemeinen Verkehrsintereſſe für eine Reihe von Jahren 
genügt zu haben. eitere Bahnbauten ſollten Sache der betheiligten Pro⸗ 
vinzen, Kreiſe und Gemeinden fein. Nun ift bei dieſen Bahnen von Ans 
5 der Kreiſe und Provinzen ſo gut wie gar nicht die Rede. Für 
die Centralbahn habe ich das bereits ausgeführt und bei der Nordbahn liegt 
die Sache ebenſo. 12% Millionen find für die Nordbahn angeſetzt geweſen, 
der Zeichnungsbogen war aber nie zu finden. (Hört!) Von dieſer Summe 
ſind aber 10,900,000 Thlr. von dem Regiſtrator Bernhardt und dem Inge⸗ 
nieur Thiele gezeichnet worden. (Heiterfeit.) j 

Es kann alſo von Zeichnungen wirklicher Adjacenten überhaupt nicht die 
Rede ſein. Auch die 500,000 Thlr., die Mecklenburg⸗Strelitz ernſthaft ge: 
zeichnet hat, ſtehen in keinem Verhältniſſe zu dem, was dem preußiſchen 
Staate jetzt angeſonnen wird. Früher, als man noch ſolidere Grundſätze 
beim Bahnbau befolgte, fragte man zuerſt: was werden die Adjacenten thun? 
Sie müſſen wenigſtens den Grund und Boden unentgeltlich hergeben! Im 
vorigen Jahre bat der Fürſt Putbus vielfach im Herrenhauſe von dem Lokal⸗ 
pattiotismus der Landbewohner für die Nordbahn geſprochen: er würde die 
Sache, die er einmal angefangen, auch durchſetzen! Man bat ſeitdem nicht 
gehört, daß der Fürſt Putbus ſeine wirthſchaftliche Kraft an die Durchfüh⸗ 
rung des Unternehmens geſetzt hätte. Die Acten geben uns nirgends einen 
ziffermäßigen Nachweis, was dieſer lokalpatriotiſche Herr für die Nordbahn 
aufgewendet hat; dagegen willen wir aus den Acten der Unterſuchungs⸗ 
Commiſſion, daß er ſich 180,000 Thlr. baar und 120,000 Thlr. in Actien 
von dem Bau⸗Conſortium ausbedungen und in der That 42,000 Thlr. baar 
und 80,000 Thlr. Stammactien erhalten hat. (Hört!) Ich erkenne an, daß 
die Direction der Nordbahn im vorigen Jahre alle Anſtrengungen gemacht 
bat, ſich ſelbſt zu helfen, ſie hat bei allen Bankiers des In⸗ und Auslandes 
herumgefragt; aber die Adjacenten haben nichts gethan, ſondern mit ber: 
ſchränkten Armen abgewartet, bis ihnen die Tauben vom Miniſterium auf 
Staatskoſten gebraten würden. (Heiterkeit.) EI werfe der Staatsregierung 

N \ rovinzen und Kreiſe mit Bei: 
trägen heranzuziehen. Beim Bau der Stettiner Bahn hatte man in dieſer 
Beziehung noch beſſere Grundsätze. Nun ſagt man: man muß ſich ent: 
ſchließen, die Bahnen auszubauen, damit die Ruinen kein Aergerniß geben. 
Solche Ruinen moderner Gründer ſind ſchließlich ebenſo lehrreich, wie die 
Ruinen der alten Raubritter. (Heiterkeit,) Auch in Berlin brauchen wir 

ar nicht weit zu gehen, um auf ſolche Ruinen aus der Gründerzeit zu 
ga Wenn der Staat Alles das ausbauen ſollte, was in den letzten 
ahren unvollendet liegen geblieben iſt, dann hatte er viel zu thun. 
Wenn man aber durchaus Landestheile weiter im Eiſenbahnbau ſubven⸗ 
tioniren will, fo weiß ich nicht, ob grade Pommern den nächſten Anſpruch 
bat, Ich glaube, für keine Provinz wird b gez als für Pommern und 
ſpeziell für den Regierungsbezirk Köslin. Dieſer Bezirk bezahlt im Ganzen 
2 Mill. Mark direkte Staatsſteuern und erhält ſchon jetzt drei Viertel davon 
als Zuſchüſſe für die Hinterpommer ſche und Köslin-Danziger Bahn zurück. 
Im vorigen Jahre wurde nun von ſachverſtändiger Seite vorgeſchlagen, ſtatt 
die unrentable Hinterpommerſche Hafenbahn zu bauen, die Centralbahn 
auszubauen. Damals wies die Regierung dieſe Zumuthung zurück, ein Be: 
wei 8, wie planlos in Eiſenbahnſachen im Ministerium gewirthſchaftet wird, wie 
wir von Won zu Jahr aus der Hand in den Mund leben, ohne Plan und 
Grundſätze. Wird die Centralbahn gebaut und die im vorigen 1 bewil⸗ 
ligte Bahn, ſo werden wir aus der Staatskaſſe ungefähr dem Regierungs⸗ 
bezirk Köglin das 1 fache an Eiſenbahnſubventionen zahlen, was derſelbe 
an direkten Steuern überhaupt aufbringt. Nun ſoll man zwar nicht ſo 
rechnen, aber am Ende ſind doch die Steuerzahler im übrigen Lande nicht 
dazu da, um fort und fort in dieſem Umfange die pommerſchen Grundbe⸗ 
ſitzer in ihrem Eigenlhum zu melioriren. Nach Ausſage der Ortskundigen 
erhöht die Pommerſche Centralbahn weſentlich nur den Werth des großen 
Grundbeſitzes, ohne daß die Adjacenten etwas für die Bahn gethan haben. 
(Beifall liuks.) 

Abg. v. Benda: Die Commiſſion war m t Ausnahme eines Mitgliedes 
der Meinung, daß wir nicht die Intereſſen der Actionäre wahrzunehmen 
haben. Es wäre Nichts frevelhafter, als wenn wir den Petitionen, Wün⸗ 
ſchen und Anſprachen entſprechend, mit denen alle Commiſſtionsmitglieder 
überſchüttet worden find, ſogenannte Ueberdividendenſcheine kreiren wollten, 
um die Actionäre in einem gewiſſen Grade zu entſchädigen, wenn die Bah⸗ 
. Solche Scheine hätten keinen 
Werth und würden nur dem Börſenſchwindel neue Nahrung geben. Aber 
nur der Staat kann dieſe Ruinen retten, die einen Bauwerth von 21 Mil⸗ 
lionen, einen Abbruchswerih von 8 Millionen haben. Der Umſtand, daß 
alſo die Vollendung der Bahnen ungefähr nur die Hälfte deſſen erfordert, 
was ein Neubau koſten würde, mindert! die finanzielle Gefahr ganz beven- 
tend; im Verhältniß zu den Koſten werden die Opfer des Staates nicht ſehr 
erheblich ſein. Eiſenbahnen von ſolcher Ausdehnung, wie dieſe, welche wobl⸗ 
babende und reiche Kreiſe durchſchneiden — das iſt namentlich bei der Nord⸗ 
Eiſenbahn der Fall — und ein fo großes Hinterland haben, repräfentiren 
einen nicht zu unterſchätzenden Geldwerth, ein bedeutendes W Ver⸗ 
mögensobfect, das der Geſammtheit zu Gute kommt. Der bg. Kieſchke ſieht 
zu trübe; und gerade jetzt, wo Haudel und Induſtrie darniederliegen, wo 
das Ausland uns eine Konkurrenz macht, welche die Handelsbilanz zu unſeren 
Ungunſten ſtellt, iſt es unſere Pflicht, gute Hoffnungen auszuſprechen, um 
Handel und Induſtrie zu beleben. Die hier verlangten Summen find glüd- 
licher Weiſe keine allzu große Laſt für unſere Finanzen. Wenn der Vor⸗ 
redner jagt, unfere Eiſendahnangelegenheiten befanden 105 im Rückgang, ſo 
iſt dies nur für die Vergangenheit richtig, nach meiner Ueberzeugung iſt der 
kritiſche Wendepunkt überſchritten und gehen wir beſſeren Zuſtänden entgegen. 
Einer feiner Fractionsgenoſſen ſagte in der Commiſſion: „Ich muß für dieſe 
Vorlage ſtimmen; ſie anzunehmen, iſt ein großes Uebel, aber ſie abzulehnen, 
iſt ein noch viel größeres.“ Folgen Sie dem! 5 

Handelsminiſter Dr. Achenbach: Der Regierung iſt der Entſchluß, dieſe 
Vorlage an das Haus zu dringen, keineswegs leicht Abr ſie hat ihre 
Stellung zur Sache ſehr reiflich erwogen und es war dabei auf ihre Ent⸗ 
ſchließung auch die Stimmung des Landes nicht ohne Einfluß, welches von 
der Regierung lebhaft verlangte, daß dieſe Ruinen nicht Ruinen bleiben und 
daß die Fortdauer von Zuständen dieſer Art in hohem Grade den Credit 
des Landes, und nicht bios auf dem Gebiet des Eiſenbahnweſens ſchädigen 
müſſe. Auf die Vorgeſchichte der Bahn will ich nicht eingehen. Bei deu 
Verhandlungen im vorigen Jahr trat vor Allem der Geſichtspunkt hervor, 
mit den damaligen Actien⸗Unternehmungen, ſo lange ſie als ſolche beſtanden, 
ſei nicht 15 pactiren. Der . „den man damals erſtrebte, iſt nun bei 
beiden Bahnen eingetreten. Bekanntlich iſt die Pommerſche Centralbahn 
ſchon ſeit langer Zeit in Concurs, und auch die Nordbahn iſt, nachdem alle 
Verſuche, das Unternehmen wieder aufzurichten, auch bei den intereſſirten 
Kreiſen und der Provinz geſcheitert ſind, in Liquidation getreten. Es fragte 
ſich nun, was ſoll mit dieſen beiden Bahnen geſchehen. Indem die Regie: 
rung hierauf den Entihluß faßte, den die Vorlage kundgiebt, hatte ſie ſich 
vor Allem über die Frage des Kaufpreiſes zu entſcheiden. Die Regierung 

at durch die Vorlage bewieſen, daß ſie in dieſem Punkte durchaus den 

tandpunkt des Vorredners theilt und nicht gewillt iſt, dasjenige, was in 
die on geſteckt iſt und was der Bau gekoftet, wieder zu bezahlen. Man 
bat einfach Ermittelungen darüber angeſtellt, wie hoch der Dismembrations⸗ 
werth beider Bahnen ſei, und ift alsdann nur ſoweit im Kaufſpreiſe über 
dieſe außerſte Grenze binausgegangen, als die Beurtheilung der Extrags⸗ 
apigteit geſtattete. Es iſt allerdings außerordentlich mißlich, über die Renta⸗ 
lität bei derartigen Verhaltniſſen im Voraus ein Mares Urtheil auszu⸗ 
ſprechen. Die Regierung hat bei ihrer Entſcheidung dieſer Frage übera 
mit gegebenen Ziffern gerechnet. Sie hat den beiden Bahnen die benach⸗ 
barten Bahnen gegenübergeltellt und hat dabei de ace, daß bei dem 
billigeren Ankauf jener beiden Bahnen ſich das Anlagecapital pro Meile 
weſentlich anders teilt, als bei den andern Bahnen dergeſtaft, daß es bei 


Herr Abg. 


Donnerstag, den 3. Juni 1875. 


jenen Babnen pro Meile 240,000 Thaler, bei den beiden benachbarten Bahnen 
dagegen 400,000 Thaler reſp. 500,000 Thaler pro Meile beträgt. 

Bei einem derartigen Unterſchied trügt ſich die Regierung gewiß nicht, 
wenn ſie nach Ablauf einiger Zeit in der That eine Rentabilität der Bahnen 
in Ausſicht nimmt. Die Nordbahn beſitzt übrigens einen durchaus ſelbſtſtän⸗ 
digen Localverkehr, während auch der durchgehende keineswegs zu unter⸗ 
ſchäzen iſt und bereits die Aufmerkſamkeit des Auslandes auf ſich gezogen 
bat. Es iſt von der däniſchen Regierung wiederholt angefragt worden, ob 
wir die Ausführung und Vollendung der Bahn übernehmen würden, da von 
der Bejahung dieſer Frage die Ausführung einer Reihe don Bahnunter⸗ 
ech in Dänemark abhängig ſei. Ebenſo bleibe ich durchaus auf dem 
nüchternſten Standpunkt bezügli 
bahn. Es braucht nur ein Blick auf die Karte geworfen zu werden, um zu 
erkennen, daß die Fortführung der Bahnanlagen in Weſtpreußen ſpäter notb⸗ 
wendig eine Linie erfordert, wie ſie die Pommerſche Centralbahn darſtellt; und 
eine ſolche bereits begonnene Linie jetzt aufzugeben halte ich für keine geſunde 
Politik. Eine abweichende Haltung der Staatsregierung in dieſer Frage, 
wie fie der Vorredner mir vorwarf, iſt mir nicht bewußt. Ich habe ſtets 
und ausdrücklich bei deu Verhandlungen im vorigen Jahre den Standpunkt 
vertreten, daß die Regierung und der Staat bier ſchließlich eintreten müſſe. 
— Es bandelt ſich auch bei der Pommerſchen Centralbahn nicht um locale, 
ſondern um allgemeine Landesangelegenbeiten, ſodann aber um die —.— 
einer Provinz, die im Elſenbahnverkehr weit hinter den übrigen Provinzen 
bisher zurückgeblieben iſt. Nehmen Sie meine Herren, die Vorlage an und 
Sie werden dem Lande damit einen Dienſt erweiſen. 

Referent Stengel: Nicht blos dasjenige Nationalvermögen hat einen 
Werth, welches zu Anlagen verwendet wird, die eine Rente abwerfen; ſonſt 
dürfte man ja beiſpielsweiſe keine Canale bauen. Die beiden bier in Frage 
ſtehenden Bahnen ſind eine ganz gute, wirthſchaftliche Anlage, wenngleich ſie 
ſich in nächſter Zeit noch nicht rentiren werden. Namentlich die Pommerſche 
Centraleiſenbahn wird ein wichtiges Glied in einem großen Verkehre 
fein, insbeſondere, wenn der ruſſiſche Verkehr denjenigen Auſſchwung nimmt, 
den man nach den bisherigen Maßnahmen der ruſſiſchen Regierung wohl 
erwarten darf. 5 weile, 

Die einzelnen Paragraphen des Geſetzes (88 1—4) werden hierauf mit 
großer Majorität angenommen; gegen dieſelbden ſtimmt nur ein Theil des 
Centrums und der Fortſchrittspartei. Bee 

Es folgt die erfte und zweite Berathung des Geſetzentwurfs, betr. die Er⸗ 
theilung der Corporationsrechte an Baptiſtengemeinden. 5 

Abg. Windtborſt (Meppen): Es könnte fraglich fein, ob nicht für. jede 
einzelne Gemeinde der Baptiſten die Corporationsrechte durch Geſetz ettheilt 
werden müſſen; ich will aber auf dieſes Verfaſſungsbedenken nicht eingehen, 
weil man bereits bei der Regelung der Verhältniſſe der Mennoniten über 
daſſelbe hinweggegangen iſt. Ich will nur conſtatiren, daß in den 


Geborſam leiſten, ſofern ſie ihren chriſtlichen Anſchauungen nicht zuwider 
ſind. gen wir Katholiken beſtritten die Geſetze, welche die Regierung in 
Betreff unſerer Kirche vorgelegt hat, nur darum, weil dieſelben a chriſt⸗ 


lichen Auffaſſung widerſtreiten. Die Regierung verfährt alſo gegen die Bap⸗ 
tiſten ganz anders, als gegen die Katholiken, und macht ſich der Ungerechtig⸗ 
ingt es, daß wir auf dem Wege der Quäker zu 


keit ſchuldig. Vielleicht ge 
einer Einigung kommen. 


Abg. Wiſſelinck: Der Geſetzentwurf hat im Weſentlichen denſelben In⸗ 


balt, wie das Geſetz über die Mennoniten, und iſt deshalb zur Annahme 


vringend zu empfehlen. Mir find die Verhältniſſe der Baptiftengemeinde - 


durch zwanzigjährige Anſchauung bekannt und ich kann verſichern, daß die 
Baptisten ſich durch ein in hohem Grade ſittliches Verhalten auszeichnen“ 


wenngleich ſie einen gewiſſen Sektenhochmuth und die Neigung beſitzen, Pro⸗ 


ſelyten zu machen. Die Staatsregierung hat dafür zu ſorgen, daß die aus 
der evangeliſchen Kirche ausgeſchiedenen unruhigen Elemente ſich einer Ge⸗ 
meinde anſchließen können, welche Corporationsrechte hat, damit ſie nicht den 
Diſſidenten in die Hände getrieben werden. 

Abg. Jung: Ich betrachte die Veränderungen, welche das Herrenhaus 
an dem Entwurfe gemacht bat, für einen weſemlichen Fortſchritt und erkenne 
an, daß das dem Menſchen innewohnende Geſetz der Selbſtvervollkommnung 
überall vorhanden iſt. (Heiterkeit). Die Vorlage iſt aber nur eine kleine 
Abſchlagszahlung auf die ſeit den fünfziger Jahren von liberaler Seite er⸗ 
bobenen Forderungen. Den Anträgen der freireligidſen Gemeinden auf Er⸗ 
iheilung der Corporationsrechte ift nie entſprochen worden und fie haben es 


bereits aufgegeben, ihre Anträge zu wiederholen. Die freireligiöjen Gemein⸗ 


den in Breslau haben mich nun aufgefordert, ihre Angelegenheit bei Gelegen⸗ 
heit dieſes Geſetzes anzuregen, welchem Auftrage ich jetzt nachkomme. 
ſchließe mich dem Herrn v. Kleiſt⸗Retzow vollkommen an, welcher im Herren⸗ 
hauſe erklärte, die Regierung müſſe auch den Alllutheranern Corporations⸗ 
rechte gewäbren, indem ich meine, die Regierung muß aus den freireligiöſen 
und den übrigen Diſſidentengemeinden dieſe Rechte einräumen. Man be⸗ 
vorzugt die Baptiſten, weil ſie einen ganz hanebüchenen poſitiven Glauben 
haben und giebt den freien Gemeinden die gleichen Rechte nicht, weil wan 
ſie für Pantheiften hält. Art. 12 der Verfaſſung garantirt allen Gemeinden 
ohne Rückſicht auf das religiöſe Bekenntniß den Vollgenuß der 3 
lichen Rechte; 0 demſelben gehört auch die Möglichkeit, die Rechte einer 
juriſtiſchen Perſon zu erwerben, wenn ſie die Dauer ihrer Verbindung und 
einen gemeinnützigen Zweck nachweiſen. Die Freireligiöſen beſitzen aber in 
der That und in hervorragendem Grade Religiofität, denn Gleichgiltige in 
Religionsſachen bilden keine beſonderen Gemeinden. \ 
die jüngste Volkszählung ift auch die Tabelle „Religionsloſe“ bei den meiſten 
Orten gar nicht ausgefüllt, oder die in ihr notirte Zahl iſt verſchwindend klein. 
Hierauf wird die Generaldiscuſſion geſchloſſen. 
$ lautet: „Baptiſtengemeinden können durch gemeinſchaftliche Verfü⸗ 
ung der Miniſter der Juſtiz, des Innern und der geiſtlichen Angelegenheiten‘ 
For orationsrechte erlangen.“ 0 
u § 1 ſpricht zunächſt Abg. Windtborſt (Meppen): Wenn Abg. Jung 
das Recht auf corporative Vereinigung zu den ſtaatsbürgerlichen Rechten 
zählt, dann begreife ich nicht, wie er für die Aufhebung der Orden hat ſtim⸗ 
men können. (Abg. Jung: Die Orden find ſchädlich!) Ach fo! Dann hätle 
doch aber Herr Jung nachweiſen müſſen, daß die freien Gemeinden unge⸗ 
fährlich find. Ich meine, alles Corporations⸗Ertheilen muß ein Ende haben; 
wir müſſen den Staat von der Kirche trennen und Jeden nach ſeiner Facon 
ſelig werden laſſen. Ich wiederhole aber meine b 0 daß in den 
Motiven dieſes Geſetzes ganz dieſelben Grundſätze bei den Baptiſten aner⸗ 
kannt werden, welche die Regierung bei den Katholiken mit Feuer und Schw 
verfolgt. Auch die excommunicatio major kommt bei den Baptiſten vor, 
es kann der Sünder zufolge der Abſtimmung der Gemeindemitglieder aus⸗ 
geſchloſſen werden. (Abg. Jung: durch eine Abſtimmung!) Auf welche Weiſe 
Jemand aus einer Geſellſchaft ausgeſchloſſen wird, darüber entſcheiden allein 
die Statuten der Geſellſchaft; bei den Baptiſten muß ſich der Sünder der 
Majorität unterwerfen, die vielleicht noch viel fündhafter iſt, als er (Heiter⸗ 
keit); die katholiſche Kirche hat andere Grundſätze. 

Abg. Richter (Sangerbauſen): Herr Abg. Windthorſt überſieht den 
Hauptgrund, weshalb die Verfaſſung der Baptiſten von der Regierung ana 
rn wire: 18 von keinem ausländiſchen Oberen ab, der gegen 
den Staat Krieg führt. ; Lace 

Abg. Windtborſt (Meppen): Von e iſt keine Rede, ſondern 
nur davon, daß man den Grundſätzen der 
in Preußen recipirt iſt, gemäß leben will und ſich wehrt, wenn man daran 
gehindert wird. Tr a ; 

Abg. Petri: Mit der excommunicatio major in der katholiſchen Kirche 
find bürgerliche Nachtbeile verbunden und der Staat bat die Pflicht, jeden 
Einzelnen ge N bürgerliche Nachtheile zu ſchützen. Auch dies überſieht 
indthorſt. 

Abg. Windthorſt (Meppen): Herr Petri giebt alſo zu, daß die Excom⸗ 
munication für das kirchliche Gebiet gilt und muß demgemäß auch die Ex⸗ 
communication der Altkatholiken auf kirchlichem Gebiete gelten lafien. 

Abg. Petri: Es fragt ſich nur, ob derjenige Bruchtheil der katholiſchen 
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g. 


der Rentabilität der Pommerſchen Central⸗ 


ggegang N 0 Motiven 
der Vorlage die kirchliche Verfaſſung der Baptiſten ausdrücklich anerkannt iſt, 
nach welcher dieſelben den Anordnungen der ſtaatlichen Behörden unbedingt 


In der Statiſtik über 


irche, welche ſeit alten Zeiten 


r DT ee 


tar. 


7 


’ 


Des 


5 ſchwollen, 


Kirche, zu welchem der Abg. Windthorſt gehört, die wirkliche lalbollſche Kirche 


iſt; wir Alttatholiken beſtreiten dies. 


Abg. Windthorſt (Meppen): Ich bitte den Abg. Petri, die geuli 
mic deelefene Crtlärung des Bleflen Wlttatgohten, bug, Kiten dieser 
1 re s Geſetzes mit großer Majoritst age 5 
ierauf wir des Geſetzes mit großer Majoritst r, ; ebenſo 
8 2, welcher die Bedingungen feen unter welchen die Ert ng der eis 
1 zu erfolgen bat, ſowie auch die Einleitung und leeberſchrift 
Es folgt die in den Formen der Nash Leſung ftattfindende Berathung 
vom Herrenhauſe in veränderte Faſſung zurückgelangten Entwurfs eines 
es über die Vermönsußvermaltung, in den katholiſchen 
Kirchengemeinden, in Verbindung mit dem Antrag der Abgg. Welter 
und Genoſſen wegen Vorlage eines Geſetzes behufs Aufhebung der in 
den Landestbeilen des linken Rheinufers den bürgerlichen Ge⸗ 
meinden obliegenden geſetzlichen Verpflichtung zur Aufbrin: 
gung von Koſten für kirchliche Bedürfniſſe der Pfarrgemeinden. 
Die Generaldiscuſſion eröffnet Cultusminiſter Dr. Falk: Nach gewiſſen⸗ 
bafter Prüfung der von dem Herrenhauſe vorgenommenen Abänderungen 
der Beſchlüſſe dieſes hohen Hauſes iſt die Regierung der Anſicht, daß die 


Geſe 


Beſchlüſſe des Herrenhauſes, namentlich wo fie mit den Vorſchlägen der Re⸗ A 


terung übereinſtimmen, das Richtigere und darum das mehr zu Erſtrebende 
Heften, als die Beſchlüſſe dieſes Hauſes. Es find überall nicht principielle 
Differenzen, ſondern ſolche, die aus praktiſchen Geſichtspunkten entſpringer., 
alſo von vornherein discutabel find. Es gilt das beſonders von § 12, der 
Bach den Beſchlüſſen des Herrenhauſes den Vorſitz in dem Kirchenvo and 
dem Pfarrer oder ſeinem Stellvertreter, bei Erledigung der Stelle er dem 
alle drei Jahre von dem Kirchenvorſtand zu wählenden Kirchenvorcſcher über⸗ 
trägt, während nach den Beſchlüſſen des bgeordnetenhauſes der Vorſitzende 
und fein Stellvertreter alle drei Jahre von dem Kircher oorſtand gewählt 
werden. Der $ 12 ſoll nach einem heute eingebrachten Amendem ent, das 
von Vertretern aller dem Entwurf befreundeten Fractionen unterſcüßt iſt, in 
dieſer Faſſung wieder bergeſtellt werden. Die Frage des Vorſces in dem 
Kirchendorſtand iſt im Laufe der Verhandlungen zu einer Bedeutung aufge: 
die fie nicht hat; kein Factor der Geſetzgebung ka an es verant⸗ 
worten, das Geſetz an dieſem Punkte ſcheitern zu laſſen, wie weit man von 
befreundeter Seite gehen zu müſſen glaubt. Die Staatsregierung wird Alles 
thun, um eine Uebereinſtimmung beider Häuſer des Lar. otags herbeizuführen. 
Die von dem Herrenhauſe in $ 58 geſtrichenen Morte „in allen Punkten“ 
ſcheinen allerdings entbehrlich, denn wer den Vorſcoriften des Geſetzes Folge 
leiſten zu wollen erklärt, muß ihnen in allen Pu akten gehorchen. Allerdings 
iſt nach dem, was wir vorhin von dem Abg. Windthorſt erlebt haben, die 
Befürchtung einer Auslegung nicht ganz un degründet, durch die Streichung 
der Worte ſei der Gehorſam in ge Ssunkten zugelaſſen. Mit verſchie⸗ 
denem Maße werden die Bapiſtengeraeinden und die römiſch⸗katholiſche 
Kirche nicht gemeſſen. Die Maigeſetze beſchränken die freie Religionsübung 
nicht — der Abg. Windidorft verſteht eben darunter etwas Anderes, als die 


Staatsregierun — und das Geſetz vom 13. Mai 1873 über die Excommu⸗ 


nikation gilt für die Baptiſtengemeinden eben ſo gut, als für die katholiſche 
Kirche. Der Gehorſam gegen die Staatsregierung wird von den Baptiſten⸗ 
emeinden ganz anders ausgelegt, als von dem Abg. Windthorſt und ſeinen 
nbängern im Lande. Auf die von ihm bingeworfene Lockſpeiſe der Alt⸗ 
katholikenfrage werde ich nicht noch einmal eingehen. Die 89 21. Nr. 11 und 
50 Nr. S erfordern nach den Beſchlüſſen des Herrenbauſes die Zuſtimmung 
der Gemeindevertretung und der ſtaatlichen Aufſichtsbehoͤrde bei einer Ver⸗ 
wendung des kirchlichen Vermögens, welche nicht kirchliche, wohlthätige oder 
Schulzwecke innerhalb der Gemeinde ſelbſt betrifft, nach den Beſchlüſſen des 
Abgeordnetenhauſes bei Verwendung des kirchlichen Vermögens für Zwecke, 
welche nicht die Cultusbedürfniſſe drr Gemeinde ſelbſt betreffen. Dieſer 
Unterſchied iſt kein prinzipieller. In § 23 iſt von dem Herrenhauſe die Ber 
pflichtung des Vorſtehers des Kirchenvorſtandes geſtrichen worden, auf Ver⸗ 
langen der Gemeindevertretung in derſelben zu erſcheinen. Wo Friede 
zwiſchen den beiden kirchlichen Organen iſt, bedarf es einer ſolchen Beſtim⸗ 
mung nicht, wo Unfriede iſt, führt fie zu nichts, trägt vielmehr den Keim 
der Nährung des Unfriedens in ſich. Die weſentlichſte Aenderung des 
Herrenhauſes beſteht in der Streichung des § 59, der die Einſtellung der 
Beſoldungen der Geiſtlichen unter gewiſſen Umſtänden erlaubt. Da die Ab⸗ 
wehr derſelben nicht in der Macht der Geiſtlichen ſteht, ſo liegt in dieſer 
Strafbeſtimmung ein Unrecht. Eine ſolche nur durch die jetzigen beſonderen 
aide & rechtfertigende Beſtimmung gehört auch nicht in dieſes organi⸗ 
atoriſche Geſetz. 
g Den Vorſitz im Kirchenvorſtande dem Pfarrer zu übertragen, empfiehlt 
ſich, um an den jetzigen Zuſtand anzuknüpfen. Es ſcheint gerade jetzt be⸗ 
denklich, der niederen katholiſchen Geiſtlichkeit Befugniſſe zu nehmen, die ſie 
bisher batte. Ferner ift zu befürchten, daß namentlich in den östlichen Lan⸗ 
destheilen eine für die Führung der Verwaltung geeignete Perſönlichkeit 
neben dem Geiſtlichen mitunter ſich ſchwer wird finden laſſen und eine ge⸗ 
ſchäftsunfähige Perſon ſich an die Zukunft der Winkelconſulenten wenden 
könnte. Der Einwand, daß der Pfarrer in ſeiner Stellung als Vorſitzender 
des Kirchenvorſtandes leicht in Streit mit der vorgeſetzten biſchöflichen Be⸗ 
hörde gerathen kann, iſt nicht ganz abzuweiſen. Dieſe Conflicte werden aber, 
wenn man an höherer geistlicher Stelle fie hervorzurufen Veranlaſſung hat, 
hervortreten, wenn der Pfarrer auch nur im Kirchenvorſtand iſt. Ich darf 
nicht verſchweigen, daß nach den Beſchlüſſen des Herrenhauſes von amtlicher 
Stelle aus einer der am meiſten betheiligten Provinzen mir mitgetheilt wor⸗ 
den iſt, daß verſchiedene katholiſche Geiſtliche ſich dahin e haben, 
der Beſchluß des Abgeordnetenhauſes wäre ihnen als Geſetz lieber, als der 
des Herrenhauſes. Prüfen Sie dieſe objective Schilderung der in Betracht 
kommenden Verhältniſſe und vergegenwärtigen Sie ſich die Folge des Nicht⸗ 
zuſtandekommens des Geſetzes. Nach Aufhebung der Art. 15, 16 und 18 
der Verfaſſung werden gerade auf dem Gebiete dieſes Geſetzes Zweifel ent: 
ſtehen. Tritt eine geſetzliche Regelung nicht ein, jo wird die Verwaltung 
entweder die Dinge geben laſſen oder in einer Menge von Fällen recht ernſte 
Entſcheidungen treffen müſſen auf die Geſahr hin, binterher von den politi⸗ 
ſchen Factoren roctificirt, von den gerichtlichen desavouirt zu werden. Kommt 
das Geſetz nicht zu Stande ſo wird es von gegneriſcher Seite heißen; die 
Landesvertretung hat die Regierung in ihrem ernſten Kampfe im Stich ge⸗ 
laſſen. Das weiteſte gegenſeitige he ommen iſt ein kaum abzuweiſendes 
Bedürfniß; beſchließen Sie fo, daß dieſes Geſetz zu Stande kommt! 
Nachdem hierauf Abg. Reſpondek des Weiteren dem Staate das Recht 
beftritten, in die Vermögensverwaltung der katholiſchen Kirche überhaupt ein⸗ 
zugreifen, wird die Generaldiscuſſion geſchloſſen. i 
Zu § 1 bemerkt Abg. Windthorſt (Meppen): Es wird behauptet, dies 
Geſetz ſei ein organiſatoriſches, ein reines Friedensgeſetz, das mit dem Cultur⸗ 
kampfe nichts zu tbun babe. Das iſt aber unrichtig ſowohl in Bezug auf 
die Vorlage wie fie urfprünglich war, noch mehr aber wie fie geworden ift. 
Man hat beſonders durch die Beſchlüſſe dieſes Hauſes aus der Vorlage ein 
reines Culturkampfgeſetz gemacht und man mag ſich heute wohl überlegen, 
ob man nun dieſen untergeſchobenen Wechſelbalg acceptiren will. So hatte 
bei $ 3 der urſprüngliche Regierungsentwurf vorgeſchlagen, daß bei Stiftun⸗ 
gen die den Vorſchriften des § 3 entgegenſtehenden Beſtimmungen reſpectirt 
werden ſollen. Bei der definitiv hier im Hauſe angenommenen Faſſung des 
& 3 wurde von dem Vorſizenden der Commiſſion eine Declaration gegeben, 
wonach dieſer Gedanke gleichfalls maßgebend bleiben ſolle. Die Regierung 
batte kein Wort gegen dieſe Anſchauung eingewendet. Im Herrenhauſe aber 
bat es die Regierung plötzlich für bequemer gefunden, eine gerade entgegen⸗ 
geſetzte Anſchauung und Interpretation des § 4 zu entwickeln. Darnach 
würde es ſich hier nicht um Schaffung don Organen handeln, welche das 
Kirchenvermögen überhaupt verwalten, ſondern um die Regelung der Rechte 
der Verwaltung ſelbſt und das wäre geradezu ein Widerſpruch gegen die früher 
1 gleichmäßig abgegebenen Erklärungen. Sollte dieſe Erklärung als die 
uslegung des Geſetzes in Geltung bleiben, jo würde Sorge getragen werden 
müͤſſen, daß alle neuen Stiftungen die Verwaltung nicht Inländern, ſondern 
einem ausländiſchen Biſchof übertragen; nöthigenfalls haben ſich auch bereits 
angeſehene proteitantiihe Gutsbeſitzer erboten und bereit erklärt, die Ver⸗ 
waltung derartiger Stiftungen zu übernehmen. j . 
Die SS 1 bis 11 werden hierauf mit allen Stimmen gegen die des 
Centrums und der Polen angenommen. . 
12 lautet nach den Beſchlüſſen des Herrenhauſes: „Den Vorſitz in dem 
Krchenvorſtande führt der Pfarrer oder der im § 5 Nr. 1 bezeichnete Geiſt⸗ 
liche, und wenn dieſe verhindert ſind, deren Stellvertreter im geiſtlichen Amt. 
Bei Erledigung der Stelle geht der Vorſitz auf den Kirchenvorſteher über, 
welcher von dem Kirchenvorſtande alle drei Jahre bei dem Eintritt der neuen 
Kirchenvorſteher zu wählen iſt. Demfelben gebührt auch der Vorſitz, wenn 
der Geiſtliche den Eintritt in den Kirchenvorſtand oder die Uebernahme oder 
Fortführung des Vorſitzes verweigert, oder wenn der Vertreter des Geiſtlichen 
berhindert, oder ein ſolcher nicht vorhanden iſt.“ . h 
Abg. Dr. Wehrenpfennig und. Gen. aller Fractionen mit Ausnahme 
des Centrums beantragen, die don dem Abgeordnetenhauſe urſprünglich be⸗ 
ſchloſſene Faſſung wiederherzuſtellen „Der Kirchenvorſtaud wählt aus feinen 
in § 5 Nr. 2 und 3 bezeichneten Mitgliedern bei dem Eintritt der neuen 
Kirchenvorſteber einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter deſſelben, beide 
auf drei Jahre. a 


Abg. Wehrenpfennig: Wir können uns nicht veranlaßt finden 
von — Herrenhaus beſchloſſenen Aenderung des 5 12 zu 4 Mir 175 
bereit, alle 4 — { 


einem . dealismus, denn der Cleius bat in den letzten 30 Jahren 
eine ſolche Erziehung genoſſen, dag, wenn er zwiſchen staatlichen und diſchöf⸗ 
lichen Anordnungen wählen muß, er ſich immer auf Seiten des Biſchofes 
ftellt. Unhedingter Geborſam verpflichtet den Clerus, auch dann zu den Bi: 
ſchoͤfen m ftehen, wenn es gegen das Intereſſe der Gemeinde fein follte. 
Dir 175 en zwar die Kei ae gelegt, um eine Aenderung zu ſchaffen; das Ge: 
ſetz über die Vorbildur,g der Gelſtlichen kann aber auf die jetzigen Geiſtlichen 
noch nicht wirken, jo” gern nur langſam und allmälig. Nach einem Menſchen⸗ 
alter, wenn dieſes “Gefeg erſt gewirkt haben wird, werden wir vielleicht dem 
. den Vorſitz einräumen können. In Privatbriefen, die einem meiner 
freunde vom Rheine zugegangen find, heißt es ausdrücklich, daß viele Geiſt⸗ 
lichen ſelbſt bitten, fie nicht zu zwingen, in Conflict mit dem Staate zu 
kommen. Die Erklärung des Herrn Cultusminiſters war ſehr erfreulich, daß 
er allen Einfluß aufbieten werde, um im Herrenhauſe die Mehrheit. für die 
Anſicht des Abgeordnetenhauſes zu gewinnen, und ich hoffe, daß, da wir 
dem Sersenbaute fo viele Conceſſionen machen, indem wir alle feine anderen 
© derungen acceptiren, es ebenfalls das Seinige thun wird, um dieſes 
b'ochwichtige Geſetz zu Stande zu bringen. 4 

Hierauf wird § 12 dem Ankrage der Abgg. Dr. Wehrenpfennig und Ge⸗ 
noſſen gemäß in der urſprünglichen Faſſung des Abgeordnetenhauſes mit 
großer Majorität angenommen. ur 

Die übrigen Paragraphen paſſiren ohne Discuſſion. Ueber das Geſetz 
im Ganzen kann wegen des Widerſpruchs des Abg. Windthorſt (Meppen) in 
Felge der in § 12 vorgenommenen Abänderung heute noch nicht abgeſtimmt 
werden. 

Nach 4½ Uhr vertagt ſich das Haus bis Freitag 11 Uhr. (Abſtim⸗ 
mung über das ſoeben angenommene Geſetz; Antrag Welter, dritte Leſung 
des Geſetzes, betreffend die Pommerſche Central⸗ und die Berliner Nordbahn 
und betreffend die Baptiſtengemeinden; Seuchengeſetz u. ſ. w.) 


30. Sitzung des Herrenhauſes (vom 2. Juni). 


11 Uhr. Am Miniſtertiſch Dr. Leonhardt, die Geheim⸗Räthe Perſius, 
Schultz, Rötger und Wohlers; ſpäter Camphauſen und Graf zu Eulenburg. 

Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die Fortſetzung der Specialdiscuſſion 
über den Geſetzentwurf, betreffend die Ausführung der §§ 5 und 6 des 
Geſetzes vom 30. April 1873 wegen der Dotation der Provin⸗ 
zial⸗ und Kreisverbände und zwar vom § 21 an, der ohne Debatte 
angenommen wird. 

$ 22 lautet: „Die Verwaltung und Unterhaltung der Staatschauſſeen 
gebt auf die im § 18 aufgeführten Communalverbände vom 1. Januar 1876 
ab über. Von demſelben Zeitpunkt ab erfolgt die Ueberweiſung der im 
§ 20 angegebenen Renten. Desgleichen gehen von dieſem Zeitpunkte die 
ſämmtlichen Verpflichtungen, welche dem Staate gegenüber dem angeſtellten 
Chauſſe⸗Aufſichts⸗Perſonale obliegen, auf die betreffenden Communal⸗Ver⸗ 
bände über“. 3 

Oberbürgermeiſter Becker richtet an die Staatsregierung die Frage, ob 
eine ſpecielle Uebergabe der Chauſſeen erfolgen werde, damit über die Ver⸗ 
mögensſtücke, welche mit übergeben werden, kein Zweifel entitehe; er bittet 
ferner um eine beſtimmte Erklärung, ob die Befürchtung begründet wäre, 
daß die Regierung in dieſem Jahre nur eine verhältnißmaßig kärgliche Un: 
terhaltung der Staatschauſſeen zu bewirken ſcheint. Sollte dies der Fall 
ſein, ſo beabſichtigt Redner, falls nicht Seitens der Regierung beruhigende 
Erklärungen abgegeben werden ſollten, den Antrag zu ſtellen, daß die Er⸗ 
ſparniſſe an Unterhaltungskoſten den Provinzen zu Gute kommen ſollen. 

Geh. Rath Schultz: Ich kann die beſtimmte Erklärung abgeben, daß es 
in der Abſicht der Staatsregierung liegt, eine ſpecielle Uebergabe eintreten 
zu laſſen. Was den zweiten Punkt anbetrifft, fo ift eine Vernachläſſigung 
der Unterhaltung der Staatschauſſeen in keiner Weiſe beabſichtigt und wird 
auch nicht ſtattfinden; ſie wird ſogar in größerer Weiſe fortgeführt werden, 
da der Etat größere Mittel dafür ausgeworfen hat. Ich glaube nicht, daß 
eine Erſparniß ſtattfinden wird, ſollten aber wider Erwarten Erſparniſſe ein⸗ 
treten, ſo wird nichts im Wege ſtehen, auch dieſe Erſparniſſe auf die Pro⸗ 
vinzen zu vertheilen. s a 

Oberbürgermeiſter Becker verzichtet nunmehr darauf, einen beſtimmten 
Antrag zu ſtellen und wird § 22 unverändert angenommen. j 

§ 23 lautet: „Sofern die erforderlichen adminiſtrativen und techniſchen 
Organe von den betreffenden Communalverbänden bis zum 1. Januar 1876 
nicht beſchafft werden können, wird die Verwaltung 
Chauſſeen einstweilen, jedoch längſtens bis zum 1. Januar 1878, durch den 
Staat fortgeführt. Die Koſten der Verwaltung, einſchließlich der Unterhal⸗ 
tung der Chauſſeen, werden aus den den einzelnen Communalverbänden 
durch den § 20 überwieſenen Renten beſtritten. 

Ebenſo wird in dem vorbezeichneten Zeitraum bis zum Uebergange der 
Chauſſeebauverwaltung auf die Communalverbände die Ausführung derfeni⸗ 
gen Chauſſeebauten, zu denen die Staatsregierung ſich verpflichtet bat (8 4 
Alin. 2) oder die von den Vertretungen der im § 18 gedachten Communal⸗ 
verbände neu beſchloſſen worden ſind, durch die ſtaatlichen Organe bewirkt. 

Die Koſten dieſer Chauſſeebauten, ingleichen die Unterſtüzungen von an: 
anderen als Staatschauſſeebauten, welche bereits zugeſichert ſind oder neu 
zugeſichert werden, find aus den Summen zu beſtreiten, welche den betreffen» 
den Communalverbänden zu dieſen Zwecken überwieſen worden find.” (Die 
beiden letzten Abſätze ſind von der Commiſſion Gase, worden.) 

Der Referent Graf Zieten⸗Schwerin und Graf Lehndorff empfehlen 
dringend die Annahme des Zuſatzes, weil er die angefangenen Projecte und 
auch die noch nicht angefangenen, aber ſchon geſicherten Projecte vor Ver⸗ 
nachläſſigung ſchütze und ihre prompte Ausführung ſichere. 

Geh. Rath Schultz entſchuldigt zunächſt feinen Chef, den Handelsminiſter, 
der im Abgeordnetenhauſe zwei zu feinem Reſſort gehörige Vorlagen zu ver⸗ 
treten habe. Die Regierung glaube mit Zuverſicht annehmen zu können, 
daß die Provinztalſtände die Berbinplichteiten, in welche ſie durch dieſes Ge- 
ſetz eintreten, in loyaler und bereitwilliger Weiſe erfüllen werden, ohne daß 
es eine Compelle ſeitens des Staats bedürfen wird; die 1 glaubt 
auch annehmen zu können, daß die noch nicht angefangenen aber ſchon ge⸗ 
Nag Chauſſeeprojecte von den Provinzialverbänden zur Ausführung ge⸗ 

racht werden. N 

$ 23 wird in der von der Commiſſion vorgeſchlagenen erweiterten Faſſung 
angenommen. 122 N 

Die SS 24.—26, welche einige Beſtimmungen für die nicht zur Kreis⸗ 
Ordnung gehörigen Provinzen enthalten, werden ohne erhebliche Debatte 
angenommen. 0 

$ 27 lautet: „Scheidet gemäß § 4 der Kreisordnung vom 13. December 
1872 eine Stadt aus einem Landkreiſe aus, jo it derjenige Theil, der dem 
letzteren auf Grund der §8 3 und 4 des Geſetzes vom 30. April 1873 zur 
Durchführung der Kreisordnung überwieſene Summe, welch er nach dem im 
$ 2 jenes Geſetzes vorgeſchriebenen Maßſtabe auf die aus ſcheidende Stadt 
entfallen würde, nach eben Nile Maß ſtabe auf ſämmtliche Landkreiſe der 
betreffenden Provinz zu vertheilen und um den hiernach auf jeden Land: 
kreis entfallenden Betrag die Dotation deſſelben zu erhöhen. 92 55 Beſtim⸗ 
mung findet auch auf die ſeit Erlaß des Geſetzes vom 30. April 1873 be⸗ 
reits ausgeſchiedenen Städte e 

Die Oberbürgermeiſter Becker und Bredt beantragen dem Paragraphen 
folgende Faſſung zu geben: „Die Stadtkreiſe erhalten dom 1. Januar 1873 
ab aus den Einnahmen des Staatshaushaltes eine Jahresrente nach den⸗ 
ſelben Grundſätzen, nach welchen die Jahresrenten der Landkreiſe zur Durch⸗ 
fübrung der Kreisordnung auf Grund des § 1, Nr. 2 und 3 des Geſetzes 
vom 30, April 1873 bemeſſen und vertheilt find. Die Feſtſtellung der Höhe 
dieſer Jahresrenten, ſowie deren Vertheilung auf die einzelnen Stadttreiſe 
erſolgt durch königliche Verordnung.“ 

Aberbürgermeiſter Becker: Es ift immer fo viel davon geſprochen wor⸗ 
den, daß die Städte pribilegirt find; ich finde dagegen in dieſem Paragraphen 
eine Benachtheiligung der Städte vor den anderen Gemeinſchaften des preußi⸗ 
ſchen Staates, die gar nicht berechtigt iſt. Es wird bier die Abſicht klar, die 
Städte nicht mit der Dotation a bedenken. Ich babe in meinem Antrage 
die Rente auf den 1. Januar 1873 zurück datırt, als auf denjenigen Zeit: 

unkt, an welchem die Dotation den Landgemeinden zu Theil geworden. 

ebrigens wird die Rente für die Stadtkreiſe, nach ihrer Seelenzahl bes 
rechnet, nicht mehr als 50,000 Thlr. betragen; berechnet man die Rente aber 
nach dem Maßſtabe von Land und Leuten, ſo beträgt ſie nur 16,000 Thlr., 
eine allzugroße Belaſtung des Staates wird alſo aus der Annahme meines 
Antrages nicht folgen. g en! 

Geb. Rath Perſius: Das vorliegende Geſetz beabſichtigt die Aus füb⸗ 
rung des Dotationsgeſetzes von 1873; das Amendement Becker bewegt ſich 
aber ganz außerhalb des Rahmens deſſelben; der § 70 der Kreisordnung 
enibielt die ee daß den Landkreiſen für die Durchführung der 
Kreisordnung und zur Beſtreitung der Koſten des Kreisausſchuſſes und der 
Amteverwaltung jäbrlich die Summe von 1 Million Thaler überwieſen wer: 
den ſollten. Da die Summe alſo lediglich zur Durchführung der Kreisord⸗ 
nung und ähnlicher Geſetze gegeben wurde, ſo können demgemäß die Stadt⸗ 


Aenderungen anzune men, nur dieſe nicht. Der Ge: f 
danke, dem Pfarrer den Vorſiz im e zu geben, beruht auf 


der im $ 22 gedachten mus dieſen Fragen weniger 


artige Staatsberwaltungsgeſchäfte rn wie die Landkreiſe. 1675 
beabsichtigt nur eine Declaration des § 3 des Dotationsgeſetzes von 

ür den Fall, wo eine Stadt aus dem Kreiſe ausſcheidek, weil fie Ges 
Einwohner hat. Es entſpricht ganz der Abſicht und dem Wortlaut des Ge 
jeße3, wenn ſolchen Städten ein Antheil an der Kreis dotation nicht gewa 
wird. Wollte man eine ſolche Betheiligung zulaſſen, ſo würde das eine Uns 
gerechtigkeit gegen die älteren Stadtkreiſe fein, die ſchon vor dem Erlaß des 
Dotationsgejeges ſich ſelbſtſtändig gemacht haben. 

Oberbürgermeiſter Bredt: Die Städte haben mehr Laſten der Selbſt⸗ 
verwaltung zu tragen, als die Landkreiſe; wenn man früher nicht auf ein 
Aequivalent gedrungen hat, ſo iſt das Dotationsgeſetz der Zeitpunkt, wo 
dies zuletzt geſchehen kann. Die Städte müſſen faſt in allen Zweigen der 
Staatsverwaltung Functionen für den Staat ausüben; in der Steuerver⸗ 
waltung, Standesbuchführung, e ee Statiſtit muß die Stadt 
Geſchaͤfte übernehmen, ohne auch nur die geringſte Entſchädigung zu erhalten, 
nur in der Steuerverwaltung wird eine gänzlich unzureichende Entſchädigung 
gezahlt. Es iſt alſo wohl nicht mehr als billig, den Städten wenigſtens in 
dieſem Geſetze einen geringen Antheil an der Dotation zu gewähren. 

von Kleiſt⸗Retzow: Die Selbſtverwaltung in den Städten iſt ganz 
anderer Art als die, für welche damals die Gelder bewilligt wurden. Sie 
8 uns damals dieſe Art der Verwaltung aufgedrungen, und es war da⸗ 

er auch billig, daß der Staat die Durchführung dieſer Verwaltung aus ſei⸗ 
nen Mitteln unterſtützte. Es war aber keineswegs die Abſicht, den Städten 
bei 1115 beſonderen Verwaltung einen Zuſchuß zur Beſoldung ihrer Beamten 
zu gewähren. 

herbürgermeiſter Becker: Das Geſetz von 1873 handelte nur von der 
Dotation der Kreiſe, heute handelt es ſich um die Dotation der Provinz und 
die Stadtkreiſe gehören doch wohl ebenſo zur Provinz, wie die Landkreiſe; es 
war alſo wohl heute der richtige Zeitpunkt, die Sache zur Sprache zu bringen. 
Wenn die Regierung ein fo großes Gewicht darauf legt, daß mein Antra 
nicht in den Rahmen des Geſetzes paßt, ſo mochte ich daran erinnern, da 
die Regierung, wenn ihr eine Sache nur materiell annehmbar ſcheint, ſie in 
das Geſetz aufnimmt, auch wenn ſie nicht hineinpaßt; ich erinnere nur an 
den Provinzial: und Bezirksrath. (Sehr richtig.) Das Unrecht, was ge⸗ 
ſchehen iſt, muß wieder gut gemacht werden, ehe es zu jpät iſt. 

Geh. Rath Perſius: Wenn man abſolute Gerechtigkeit üben wollte, dann 
müßte man ſämmtliche Städte, nicht blos die, welche jetzt aus den Landkrei⸗ 
fen ausſcheiden, an der Dotation theilnehmen laſſen. 

$ 27 wird darauf unverändert nach dem Vorſchlage der Commiſſion an⸗ 
genommen; desgleichen ohne Debatte § 28. In definitiver Schlußabſtimmung 
wird darauf das ganze Geſetz angenommen, welches noch einmal an das 
Abgeordnetenhaus gehen muß. 5 

Die Pelitionen des Oſteroder Kreiſes, des Kreiſes Heiligenbeil in Oſt⸗ 
preußen, des Kreiſes Jüterbog⸗Luckenwalde werden durch den Beſchluß für 
erledigt erklärt und die von der Commiſſion empfohlene Reſolution: „Die 
kögigliche Staatsregierung aufzufordern, den Verkauf von Chaufjeehäufern 
fortan zu ſiſtiren“, trotz des Widerſpruches des Geheimen Rath Schulz an⸗ 
genommen. 

Es folgt die Beratbung über den Geſetzentwurf, betreffend die Ver⸗ 
12 085 der Verwaltungs⸗Gerichte und das Verwaltungs: Streits 
verfahren. 6 7 

Referent v. Winterfeld: Nachdem durch die Kreisordnung, das Gejek 
über den Unterſtützungswohnſitz, die Gewerbeordnung und die neueren Ge⸗ 
ſetzesvorlagen über die Wegeordnung u. |. w. den bisherigen Verwaltungs⸗ 
behörden in umfänglicher Weiſe die Entſcheidung in ſtreitigen Verwaltungs: 
ſachen entzogen und den Organen der Selbstverwaltung übertragen worden 
iſt, die Organiſation der betreffenden Behörden jedoch, ſowie die in der Kreis⸗ 
Ordnung und den zu derſelben erlaſſenen Inſtructionen ergangenen Beſtim⸗ 
mungen über das Verfahren, den Charakter des Proviſoriums an ſich tra⸗ 
gen, iſt es um ſo dringender, die Geſetzgebung in dieſer Richtung einem vor⸗ 
berge Abſchluſſe entgegenzuführen, als ſich der Umfang der den Organen 
der Selbſtverwaltung übertragenen Arbeit als ein ſehr erheblicher herausge⸗ 
me hat. Das Bedürfniß, die Entſcheidung ftreitiger Verwaltungsſachen bes 
onderen Organen zu übertragen und den ordentlichen Civilgerichten vorzu⸗ 
enthalten, erſchien nicht zweifelhaft. Die ſtrengeren Formen, welche der 
civilrichterlichen Entſcheidung voraufgehen, paſſen nicht für das Verfahren in 
ſtreitigen Verwaltungsſachen. Die für ſolche Streitſachen unerläßliche Ab⸗ 
wägung des Privatintexeſſes gegen das öffentliche Intereſſe eignet ſich mehr 
ür die Behörden und Organe der Selbstverwaltung, welche den praktiſchen 

11 7 und den Bedürfniſſen des öffentlichen Lebens näher ſtehen als die 
ivilgerichte, welche in Folge des für fie nothwendigen größeren F 


ormalis⸗ 
. 9 zugänglich zu ſein pflegen. Die von der Staats⸗ 
regierung vorgeſchlagene Organiſgtion, welche ſich an die durch die Kreisord⸗ 
nung bereits angebahnte anſchließt, kann danach nur als zweckentſprechend 
anerkannt werden. Nach derſelben ſollen die Kreisausſchüſſe, beziehentlich 
in den Stadtkreiſen die zu dieſem Zweck zu bildenden Behörden, als Ver⸗ 
waltungsgerichte erſter Inſtanz beſtehen bleiben und in ihnen eine Trennung 
der verwaltenden von der judicirenden Behörde nicht eintreten. In den 
Kreisausſchüſſen, welche nur aus Laien unter dem Vorſitze eines zumeiſt zu 
den Kreiseinſaſſen gehörenden Beamten beſtehen, tritt eine oſtenſible Schei⸗ 
dung zwiſchen verwaltender und judicirender Behörde den Kreiseinſaſſen 


gegenüber nicht zu Tage. Es entwickeln ſich aus den Verhandlungen dor 


den Kreisausſchüſſen viele Verwaltungsſachen erſt zu Streitſachen, und es 
liegt der Gedanke jedenfalls nahe, dieſe Streitfahen ſofort von demſelben 
Organe der Selbstverwaltung entſcheiden zu laſſen, welches mit den ſach⸗ 
lichen und perfönlichen Verhäliniſſen durch eigene Thätigkeit in der Verwal: 
tung, BEIN und die öffentlichen Intereſſen des engeren Kreiſes zu vertreten 
erufen iſt. 5 i 

Eine beſondere judizirende Behörde für die erſte Inſtanz zu ſchaffen, 
würde dem Intereſſe der Kreiſe ebenjo wenig entſprechen, wie dem allge⸗ 
meinen Intekeſſe der Verwaltung, für welche es Bedingung ſein dürfte, die 
unteren Behörden möglichſt einſach und für den gemeinen Mann beritändlich 
zu ſchaffen. Abgejeben hiervon, würde die Einſetzung beſonderer Gerichte für 
die erſte Inſtanz zu einer Cumulation neuer Behörden führen, und die ſchon 
überreih beauſpruchte Betheiligung der Privaten am öffentlichen Dienſte in 
unndihiger Weiſe erhöhen. Dagegen kann es ebenſo ſehr empfohlen werden, 
für die zweite Inſtanz die judizirende von der derwaltenden Behörde zu 
trennen, weil ſonſt die verwaltenden Organe der Arbeitslaſt unterliegen 
würden. Der weſentlichſte Mangel, an welchem die bisherige proviſoriſche 
Organiſation litt, iſt durch die Bildung des Oberverwaltungsgerichts beſeitigt 
worden, indem durch daſſelbe ein aus berufsmäßigen Beamten, zur Hälfte 
Richtern, zur Hälfte Verwaltungsbeamten gebildetes Collegium Get iſt, 
welches die Aufgabe beſitzt, Gleichmäßigkeit in der Rechtſprechung herbei⸗ 
zuführen und allgemeinen Normen für das öffentliche Recht Ausdruck zu 
verſchaffen. Die Beſtimmungen des Geſetzes ſind geeignet, in weit höherem 
Maße das Intereſſe der Parteien und das öffentliche Intereſſe zu wahren, 
als die ſtrenge Durchführung der einengenden civilgerichtlichen Eventual⸗ 

axime. In der Regierungsvorlage war noch beſondere Vorſorge für die 
Wahrung des öffentlichen Intereſſes dadurch deabſichtigt, daß in einem bes 
fonderen Tel V. für die Berufungs⸗ und die Reviſionsinſtanz das Inſtitut der 
anal auch in den Rahmen des vorliegenden Geſeges eingefügt 
werden ſollte. Die betreffenden Beſtimmungen haben jedoch im Abgeord⸗ 
netenhauſe keinen Beifall gefunden und ſind in Fortfall gekommen. 

Die Eemmiſſton fand keine Veranlaſſung, die Wiederherſtellung des Titel 
V. der Regierungsvorlage in Vorſchlag zu bringen. Sie erkannte jedoch an, 
daß es erforderlich fei, der Staatsbehoͤrde Gelegenheit 15 geben, ſich bei f 
Verwaltungsſtreitverfahren zu betheiligen, um eine Wahrung des öffentlichen 
Intereſſes zu ermöglichen. Wenn alſo auch die Vorlage im Allgemeinen an⸗ 
nehmbar erſchien, fo machten ſich doch in der Commiſſion noch folgende Bes 
denten geltend. Von einer Seite wurde bervorgehoben, daß die Selbſtver⸗ 
waltung in den Kreiſen, Städten und Dan in ihrer Ausführung nach 
den bisherigen Beſchlüſſen der geſetzgebenden Körperſchaften eine jo außer⸗ 
ordentliche Zahl von thätigen, qualificirten und den öffentlichen Soterehen 
Opfer bringenden Perſonen erfordere, daß an der Möglichkeit gezweifelt wer⸗ 
den müſſe, ſolche wirklich zu finden. Wenn auch nicht in Abrede geftellt 
werden konnte, daß für den erſten Eintritt in die vielen neuen Organifationen 
in der That die Bedürfnißfcage um geeignete und opferpialge Perſönlich⸗ 
keiten eine brennende ſei, von deren Beantwortung vielſach das Gelingen 
der nicht einfachen [Organiſationen abhängig fei, fo 4 1 doch die Beſor aß 
eines wirklichen Mangels an Perſonen in eziehün auf das porte 
Geſetz nicht durchgreifend, da die Organe für die - ft 5 d zweite Inſtanz 
bereits factiſch exiſtiren, und eine gedeihliche Entwidelun 7 — babe 5 
für die letzte Inſtanz aber auf die Thätigkeit von Lai 9, re 15. 
werden ſolle. Ein zweites Bedenken beſtand darin daß 155 55 5 5 be. 
ſezentwurf zwar die Organisation der Verwaltungsgerichte ind daz 8 % 
fahren vor denſelben in befriedigender Meife abet, ba 1 d 5 fun: 
mung über die Competenz entbehre, ſo daß durch daſſelbe die Fra e "Das 
111 05 a umge dn Te nicht entſchieden werde. Die von 3 

nderungen i ini incipi 

erbeblicher, zumeift Ada inne Nau mit Ausnahme einiger principiell 

vol Be Lippe erklärt ſich gegen die Commiffionsboricläge und wäre 
am meiſten geneigt, die Regierungsvorlage wieder bezjuftellen; er bittet das 


kteiſe keinen Anſpruch erheben, denn die Stadtkreiſe haben keineswegs gleich: "Haus, die von ihm geftellten zehn Abänderungsantreige anzunehmen. 
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Lache die N zuſtändig ſei, findet nicht ſtatt. Die Verwal⸗ 

lungsgeriche baben ihre Zuſtändigkeit von Amtswegen wahrzunehmen. Wird 
on einer Partei die Einrede der Unzuſtändigkeit erhoben, jo hat das Ber: 
altungsgericht über dieſelbe vorab zu entſcheiden. Gegen die Entſcheidung 


findet innerhalb zebn Tagen — vorbehaltlich der Beſtimmung des § 58 — 


die Brufung unmittelbar an das Oberverwaltungsgericht ſtatt. Haben ſich 
hi derſelben Sache die Verwaltungsbehörde und Verwaltungsgericht für her 
ih ig erklärt, jo enſcheidet auf Grund der ſchriftlichen Erklärungen der über 
Obe Competenz ſtreitenden Behörden und nach Anhörung der Parteien das 
t berverwaltungsgericht. Das Gleiche gilt in dem Falle, wenn die Verwal: 
elde daben und das Verwaltungsgericht ſich in der Sache für unzuſtändig 
Hart haben. * 

Hierzu beantragt Herr Elwanger gleichlautend mit der Regierungsvor⸗ 
Geſetze vom 8. April 
j bezeichneten Verwaltungbehörden find auch in ftreitigen Verwaltungs⸗ 
achen zur Erhebung des Competenzconflictes befugt.“ 

Graf zur Lippe ſchlägt dagegen die einfache Wiederherſtellung der Re: 
Perun svorlage vor: Die in dem Geſetze vom 8. April 1847 bezeichneten 
erwaltungsbehörden ſind auch in ſtreitigen Verwaltungsſachen zur Erhebung 
1 mpetenzconflicts befugt. Ueber Competenzſtreitigkeiten zwiſchen Ver⸗ 
tu tungsbebören und Verwaltungsgerichten eniſcheidet das Ober⸗Verwal⸗ 
{ ugsgericht auf Grund der ſchriftlichen Erklärungen der über ihre Compe⸗ 
dem ſtreitenden Behörden durch einfache Verfügung. Das Gleiche gilt in 
dem Falle, wenn die Verwaltun 
in der Sache für unzuſtändig erklärt haben. 

Herr Elwanger empfieblt ſeinen Antrag, der nur die Abſicht habe, 
außer Zweifel zu ſtellen, daß Competenzconflicte zwiſchen den ordentlichen Ge: 
5 — en den Verwaltungsbehoͤrden nach dem Geſetze von 1847 zu ent⸗ 

elden ſind. 

Graf zur Lippe empfiehlt die Wiederherſtellung der Regierungsvorlage, 
welche am beiten die Entscheidung für alle Fälle treffe; er beruft ji dabei 
dul die Aeußerung des Abg. Gneiſt zu dieſem Paragraphen, der ebenfalls 
en Vorſchlag der Regierung als den beſten bezeichnet babe. 5 

Geh. Rath Wohlers und auch Referent v. Winterfeld empfeblen die 
Annahme des § 84 mit dem Elwanger ſchen Amendement, welchem Vor⸗ 
Nölage das Haus unter Ablehnung des Lippe'ſchen Antrages beitritt. 
ker; ie übrigen Paragraphen werden ohne Aenderungen angenommen 
bal dach in definitiver Abſtimmung das ganze Geſetz, welches nochmals an 

8 N e e 1 — muß. n 5 
0 Schluß 4% Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 12 Uhr. (Mehrere kleinere 

eſetzentwürfe.) 8 

Berlin, 2. Juni. [Amtliches] Se. Majeſtät der König bat dem 
Feritmeifter Lichtenfels zu Merſeburg den Rothen Adler⸗Orden dritter 

laſſe mit der Schleife; dem Amtmann Koch zu Senden im Kreiſe Lüding⸗ 
bauſen, dem Ober⸗Bergamts⸗Secretär, Rechnungsrath Löw zu Halle a. S., 
dem General⸗Commiſſions⸗Secretär Kober zu Stargard i. Pomm., dem 
Strafanſtalts-Inſpector und Rendanten Lünenburg zu Naugard und dem 

teuer-Einnehmer Berger zu Müncheberg im Kreise Lebus den Rothen 
Adler⸗Owen vierter Klaſſe; dem Bürgermeiſter Müller zu Wippra im 
felder Gebirgskreiſe den königlichen Kronen⸗Orden vierter Klaſſe; dem 
eh. Juſtizratb und Univerſitätsrichter a. D. Lehnert zu Berlin das Kreuz 
er. Ritter des königlichen Haus⸗Ordens von Hohenzollern; dem berittenen 
Steuer⸗Aufſeher Fiſcher zu Schlieben, Kreis Schweinitz, dem Polizei⸗Ser⸗ 
geanten Boer zu Strehlen das Allgemeine Ehrenzeichen; ſowie dem Fischer 
und Eigentbümer Sawitzli zu Schwalgendorf, Kreis Mohrungen, dem 
Grenadier Parſchau im 1. Garde⸗Regiment zu Fuß, dem Sergeanten 
Lauglotz im 4. Garde⸗Grenadier⸗Regiment Königin und dem Grenadier 
Opitz im Königs⸗Grenadier⸗Regiment (2. Weſtpreußiſchen) Nr. 7 die Ret⸗ 
tungs⸗Medaille am Bande verliehen. 5 

Se. Majeſtät der König hat dem Landrathe v. Ditfurth zu Bielefeld 
den Charakter als Geheimer Regierungsrath verlieben. 0 

Dem königlichen Eiſenbahnbau⸗ und Betriebs⸗Jnſpector Albert Gieſe zu 
Bromberg iſt die Stelle eines techniſchen Mitgliedes bei der königlichen Di⸗ 
rection der Oſtbahn daſelbſt verliehen worden. 

Berlin, 2. Juni. (Se. Majeſtät der Kaiſer und König] 
empfingen geſtern früh den Beſuch Sr. Majeftät des Königs von 
Schweden und Norwegen. Beide Majeſtäten begaben Sich demnächſt 


zu Wagen nach dem Kreuzberge, woſelbſt von 97 Uhr ab die Garde⸗ 


rlillerie⸗Brigade und darauf das 2. Bataillon 2. Garde⸗Regiments 
* F. im Feuer exercirten. Nach dem Exerciren nahmen die Maje⸗ 
ſtäten das Kaſernement des Kaiſer Franz Garde⸗Grenadier⸗Regiments 
in Augenſchein und dejeunirten in dem Offizier⸗Caſino des Regiments. 
lsdann fuhren die Majeftäten nach der Feuerwehr⸗Kaſerne in der 
Lindenſtraße und ließen Sich einige Erercitien von der Feuerwehr 
vorführen. Von dort aus begaben Allerhöchſtdieſelben Sich nach dem 
Zeughauſe. Nach Beſichtigung deſſelben kehrten Se. Majeftät der 
Kaiſer und König gegen 2% Uhr in Allerhöchſt ihr Palais zurück. 
Heute Vormittags 9 Uhr begaben Se. Maſeſtät der Kaiſer und 
König Sich nach dem Königlichen Schloß zu Sr. Maſeſtät dem König 
don Schweden und Norwegen. Beide Maſeſtäten fuhren alsdann ge⸗ 
meinſchaftlich nach dem proviſoriſchen Anhaltiſchen Bahnhof, von wo 


um 9% Uhr die Abreiſe Sr. Majeſtät des Königs von Schweden 


nach Dresden erfolgte. Nach einer kurzen Spazierfahrt durch den 
Thiergarten kehrten Se. Majeſtät in das Palais zurück und nahmen 
um 11 Uhr im Beiſein des Stadtcommandanten militäriſche Mel⸗ 
dungen entgegen. Hierauf folgten die Vorträge des Eivil: und Mili⸗ 
lärcabinets durch die bezüglichen Cabinets⸗Chefs. (Reichs anz.) 


O Berlin, 2. Junl. [Herzog von Ratibor. — Entſchä⸗ 
digung der Geiſtlichen.] Ein Berliner Correſpondent theilt in 
verſchiedenen Zeitungen angebliche Vorgänge zwiſchen dem Herzog von 
Ratibor und dem Kaiſer mit, welche einen lähmenden Einfluß auf die 
Stellung der Regierung geübt hätten. Daran iſt nur fo viel wahr, 
daß der Herzog von Ratibor und andere Herrenhaus⸗Mitglieder den 
Kalſer für den Antrag wegen der Virilſtimmen zu intereſſiren ſuchten. 
Bekanntlich iſt dieſer Antrag aber vom Herrenhauſe ſelbſt abgelehnt 
Staatshaushaltsetat find bekanntlich 
zur Entſchädigung der Geiſtlichen und Kirchendiener, nach Maßgabe 
des Geſetzes über die Beurkundung des Perſonenſtandes, die erforder⸗ 
lichen Mittel und zwar in Höhe von 500,000 Mark in Anſatz ge⸗ 
bracht. Die dem Etat zur Erläuterung dieſer Pofition beigegebene, 


apben ohne erheb⸗ 


sbehörde und das Verwaltungsgericht ſich 


und | 
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„nähere Erörterungen über die Vorausſetzungen, unter denen bei ent⸗ 


ſtehenden Ausfällen der Geiſtlichen und Kirchendiener eine Entſchädi⸗ 
gung aus Staatsmitteln zu gewähren iſt. In Ergänzung dieſer 
Denkſchrift und zur Herbeiführung eines moͤglichſt gleichmäßigen Ver⸗ 
fahrens hat der Cultus miniſter im Einverſtändniß mit dem Finanz⸗ 
miniſter jetzt eine Reihe von Beſtimmungen getroffen. Danach ſind 
berechtigt zur Entſchädigung nur diejenigen Geiſtlichen und Kirchen⸗ 
diener, welche bereits am 26. März vorigen Jahres in dem 
kirchlichen, ihnen mit Beobachtung der Staatsgeſetze übertragenen 
Amte ſich befunden haben und auf die Stolgebühren als einen Theil 
ihres Amtseinkommens angewieſen ſind. Ob die Gebühren von den 
Berechtigten ſelbſt erhoben oder zunächſt zur Kirchenkaſſe eingezogen 
und aus dieſer an ſie abgeführt werden, hat auf die Berechtigung an 
ſich keinen Einfluß. Eine Entſchädigung aus Staatsmitteln kann der 
Regel nach nur für die Aus fälle an Eintragungs⸗ und Atteſt⸗Gebüh⸗ 
ren, ſowie an Gebühren für Taufen, Aufgebote und Trauungen ge⸗ 
währt werden. Den Aufgebotsgebühren ſtehen jedoch die Gebühren 
für die in einzelnen Landestheilen als koſtenpflichtiger Act beſtehende 
Eheunterſuchung oder Verlobung gleich. Ob noch für andere Gebüh⸗ 
renausfälle eine Entſchädigung zu leiſten iſt, wird, ſofern derartige 
Anſprüche erhoben werden, unter Feſtſtellung des Grundſatzes, daß 
jeder zu entſchädigende Ausfall durch das Geſetz vom 9. März v. J. 
herbeigeführt ſein muß, zu entſcheiden ſein. Was insbeſondere die 
Begräbnißgebühren anbetrifft, ſo wird für die Gebühr, welche bei To⸗ 
desfällen auch dann zu entrichten iſt, wenn eine Mitwirkung der Geiſt⸗ 
lichen bei dem Begräbniffe nicht verlangt wird, eine Entſchädigung alsdann 
nicht verſagt werden könne, wenn die Gebühr ſich als eine Vergütung für die 
Eintragung des Sterbefalles harakterifirt. In der Denkſchrift iſt für die Li⸗ 
quidation der Entſchädigung ein zweifaches Verfahren aufgeſtellt. Der 
Berechtigte kann entweder für jeden einzelnen Fall die Entſchädigung 
nach Maßgabe der beſtehenden Stoltaxe liquidiren, oder den Ausfall 
auf Grund der Durchſchnitts⸗Einnahme an den Gebühren in den 
letzten 6 Jahren berechnen. Um die Auszahlung der Entſchädigung 
thunlichſt zu beſchleunigen, ſind die Berechtigten zu veranlaſſen, die 
Berechnung der Durchſchnittseinnahme, welche die Grundlage der 
ſpäteren Liquidationen bildet, alsbald, und die Liquidationen ſelbſt in 
der erſten Hälfte des Monats October einzureichen, ſo daß gegen Ende 
dieſes Monats die Einſendung der Nachweiſung aͤn die Centralbehoͤrde 
erfolgen kann. Da die Entſchädigung für den Zeitraum vom 1. De: 
tober 1874 bis 30. September 1875 liquidirt werden ſoll, ſo iſt mit 
Rückſicht auf die bis dahin entſtehende Verzögerung den Berechtigten 
auf ihr Anſuchen im Laufe des Entſchädigungsjahres ein mäßiger 
Procentſatz der durchſchnittlichen Einnahme im Voraus zu gewähren. 
Die Geſuche um Gewährung von Vorſchüſſen find an diejenigen Be: 
hörden zu richten, welche mit der vorläufigen Feſtſetzung der Liquidation 
beauftragt ſind. e 

S. M. S. „Auguſta“] hat am 25. Mai c., Vormittags von 
Liſſabon aus die Reiſe nach Braſilien angetreten. 

Poſen, 1. Juni. [Haus ſuchungen.] Wie man dem „Kuryer 
Pozn.“ mittheilt, fanden am Sonntag auf den im Kreiſe Schrimm 
belegenen Gütern Lowencice und Wloscieſewki Hausſuchungen 
nach dem Decan Rzezniewski ſtatt. Derſelbe iſt bekanntlich aus der 
Provinz ausgewieſen, ſoll ſich jedoch in unſerer Provinzfaufhalten. 
Die Hausſuchungen waren reſultatlos. 

Aus Schleswig⸗Holſtein, 1. Juni. [Paſtor Paulſen] zu 
Kropp im Schleswigſchen hat in der von ihm herausgegebenen „Kir⸗ 
chenzeitung“ Artikel veröffentlicht, in welchen das Provinzial Conſiſto⸗ 
rium und jeder, der überhaupt zu leſen verſteht, Angriffe auf das Con⸗ 
ſiſtorium und eine Aufreizung gegen die kirchliche Ordnung erblickte. 
Paulſen wurde dieſerwegen vor dvs Conſiſtorium geladen, und erklärte 
ſich dieſem gegenüber bereit, ſein Bedauern über die Aufnahme der 
betreffenden Artikel öffentlich auszuſprechen, und die Verſicherung zu 
geben, daß die Angriffe und Beſchuldigungen nicht gegen das Kieler 
Conſiſtorium erhoben worden ſeien, oder hätten erhoben werden ſollen. 
Paulſen hat in der neueſten Nummer feiner „Kirchenzeitung“ dem 
Verlangen des Conſiſtoriums entſprochen. Daß dieſes geſchehen iſt, 
hat in der Provinz ein nicht geringes Aufſehen erregt. Man fragt 
ſich, wie es moͤglich iſt, daß ein Geiſtlicher die Angriffe öffentlich ab⸗ 
leugnen kann. 

Kottbus, 1. Juni. [Delegirten⸗Verſammlung des all: 
gemeinen deutſchen Fabrikentages.] Unter dieſer Firma tagte 
in Kottbus eine Verſammlung, in welcher folgende Städte vertreten 
waren: Brandenburg, Peitz, Großenhain, Goldberg i. Schl., Lam⸗ 
brecht i. Elſaß, Neuſtadt a. d. Oder, Crimmitzſchau, Poeßneck, Roß⸗ 
wein i. S., Eſchwege, Köln, Leisnig i. S., Luckenwalde, Koswig t. 
S., Grünberg i. Schleſ., Stolberg i. S., Gummenburg, Guben, 
Biſchweiler i. Elſaß, Kamenz i. S., Burg, Magdeburg, Forſt N. L., 
Spremberg N. L., Wunſiedal, Kottbus N. L., Herzfeld i. Heſſen, 
Sagan, Werdau i. S., Sommerfeld. Wir bemerken nur, daß nach 
einem Berichte 1) ein Statut⸗Entwurf berathen, 2) die Zollfrage 
und 3) die Frage, ob die ganze Textil⸗Induſtrie in den Central⸗ 
verein aufzunehmen ſei, an eine Commiſſton verwieſen wurde, 4) be 
ſchloß die Verſammlung, das Reichskanzleramt in einer Petition um 
Belbehaltung der Handelsgerichte zu erſuchen. Als Ort der 
nächſten Zuſammenkunft wurde Leipzig gewählt. 

Düſſeldorf, 1. Juni. [Die hieſige königliche Regierung! 
hat unter dem 24. v. Mid. folgende Bekanntmachung erlaſſen: 
„Wir nehmen Veranlaſſung, darauf aufmerkſam zu machen, daß zur 
Veräußerung von kirchlichem katholiſchen wie evangeliſchen Immobllar⸗ 
befig in allen Fällen die Staatsgenehmig ung erforderlich iſt, welche 
zunächſt bei uns in Antrag zu bringen iſt. Es gilt dies insbeſondere 
auch von dem Grundbeſitz des Pfarrvermögens, der geiſtlichen Geſell⸗ 
ſchaſten, Stifte, Klöfter und Orden und der milden Stiftungen“. 

Münſter, 1. Juni. Den Local⸗Schul⸗Inſpectoren iſt folgende 
Verfügung zugegangen: 

Münſter, 21. Mai. Auf Grund des Miniſterial-Erlaſſes vom 23. Febr. 
v. J., Nr. 840 UlIl, ſehen wir uns veranlaßt, ſämmtlichen Geiſtlichen 
die Betheiligung am Religions unterricht in der Schule, fo weit ſolche 
bisher noch ſtattgefunden hat, hiermit zu entziehen und zu unter ſagen, 
dieſen Unterricht dagegen überall den betreffenden Lehrern reſp. Lehrerinnen 
zu übertragen. Ew. Wohlgeboren haben die Ihnen untergebenen Schul⸗ 
vorſtände, für welche wir die nöthigen Abschriften dieſer Verfügung zu Ihrer 
Erleichterung beifügen, hiervon ungejäumt zur Nachrichtung in Kenntniß zu 
ſetzen und die Ausfübeung dieſer unſerer Anordnung zu überwachen. Königl. 
Regierung, Abtheilung des Innern v. Tſchoppe. An ſämmtliche Herren Kreis⸗ 
Schul⸗Inſpecloten. Cito! 

Wie es heißt, ſollen auch alle Geiſtlichen der Local⸗Schulinſpection 
enthoben werden. 

Dresden, 1. Juni. [Der König von Schweden] iſt mittelſt 
Extrazuges um 41 Uhr auf dem Leipziger Bahnhof eingetroffen. 
Nachdem die Königin von Schweden, welche ſich bereits ſeit Montag 
incognito hier aufhält, den Zug befliegen hatte, ſetzte ſich derſelbe 
wieder in Bewegung und fuhr um 1 Uhr in den Boͤhmiſchen Bahn⸗ 
hof ein, wo der König und die Königin von Sachſen, der Prinz und 
die Prinzeſſin Georg, der Kriegsminiſter, die Generalität und das ge: 
ſammte Offtziercorps, ferner die Spitzen der königlichen Behörden und 
der Oberbürgermeiſter der Reſidenz zum Empfang verſammelt waren. 


feinerzeit dem Inhalt nach bekannt gewordene Denkſchrift enthält bereits Die ſchwediſchen und ſäͤchſiſchen Majeſtäten begrüßten ſich, während 
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das auf dem Bahnhof aufgeſtellte Muſikcorps die ſchwediſche National⸗ 
hymne ſpielte, auf das Herzlichſte, worauf die beiden Könige die Front 
der Ehrencompagnie, welche vor dem Bahnhof aufgeſtellt war, abſchritten. 
Alsdann begaben ſich das ſchwediſche und ſächſiſche Königspaar, von 
den Hochrufen der zahlreich verſammelten Volksmenge begleitet, in 
einem vierſpännigen Hofwagen nach dem königlichen Palais, wo um 
4 Uhr Galadiner ſtattfindet. 

Aus der Provinz Sachſen, 1. Juni. [Der Harzer Städte⸗ 
tag] hält am 19. Juni in Wernigerode eine Verſammlung ab, zu 
welcher auf der Tagesordnung folgen de Sachen ſtehen: 1) Ueber die 
polizeiliche Machtvollkommenheit in Bezug auf die Abſtellung geſund⸗ 
heitswidriger Mißſtände. 2) Woran liegt es, daß die Leiſtungsfähig⸗ 
keit der Städte jetzt faſt auf das Aeußerſte erſchöpft iſt, und welche 
Mittel ſind anzuwenden, dieſem Uebelſtande abzuhelfen? 3) Antrag 
des ſtändigen Ausſchuſſes des Städtetages in der Provinz Poſen, in 
Betreff einer gemeinſamen Vertretung der ſtädtiſchen Intereſſen ker 
geſammten beſtehenden Städtetage. 4) Freie Beſprechung praktiſcher 
Fragen aus dem Gemeindeleben. (Magdeb. Z.) 


Provinzial-Zeitung. 


Breslau, 3. Juni. [Altkatholiſches.] Der Geh. Juſtizrath 
Profeſſor v. Schulte hat fo eben die Einladungen zum Allkatholiken⸗ 
Congreſſe auf den 20., 21. und 22. Auguſt d. J. nach Breslau er⸗ 
gehen laſſen. 

* [Angekommene Fremde.] Se. Durchl. Prinz zu Hohenlohe⸗ 
Ingelfingen, Generaladjutant Sr. Maj. des Kaiſers aus Koſchentin; 
Nah 15 Stillfried, Königl. Landſtallmeiſter und Geſtüts⸗Director aus 

eubus. 


[Literariſches.] Das Mai⸗Heft (I. Band Nr. 5) der Neuen Monats⸗ 
beite für Dichtkunſt und Kritik, herausgegeben von Oscar Blumen⸗ 
thal, Verlag von Georg Stilke in Berlin, enthält: Elegien des Properz. 
Verdeutſcht von Emanuel Geibel. — Ein Friedenſtifter. Novelle von 
Alfred Meißner. — Der Alte vom Berge. Schauspiel in 1 Act von 
Bauernfeld. — 1 Pött. Eine plattdeutſche Geſchichte von Klaus 
Groth. — Der neue Leauder. Erzählung von Sacher⸗Maſoch. — Bal⸗ 
laden. Von Oscar Welten, H. Reder, Th. Rena ud. — Bogabil. 
Luſiſpiel in 1 Act von Murad Effendi. — Hermann Schiff. Ein Beitrag 
ur deutſchen Poetengeſchichte. — Die heilige Schablone. Bemerkungen von 
scar Blumenthal. — Ein Bübnen⸗Capitel. Von Adolf Schwarz. 
— Kͤritiſche Rundblicke. Miscellen. Ein Brief von Adolf 
Strodtmann. 


— — — — —— — 

Berlin, 2. Juni. Bei der andauernden Geſchaftsſtagnation iſt eine bes 
ſtimmt ausgeprägte Tendenz des Verkehres nicht hervorgetreten, doch wollte 
es den Anſchein gewinnen, als ob einer feſteren Strömung kein Widerſtand 
erwachſen würde. Obgleich die Courſe der tonangebenden Effecten ſich nicht 
auf geſtriger Höhe ballen konnten, fo kann doch die Stimmung nicht eigent⸗ 
lich matt genannt werden. Die Herabſetzung des Coursniveaus ſcheint im 
Gegentheil eher die Veranlaſſung geweſen, daß ſich mehr und mehr Kaufluſt 
einstellte, in deren Folge denn auch die Notirungen eine geringe Beſſerung 
erfuhren; der Geſammtumſatz nahm jedoch keine erweiterten Dimenſionen 
an und ein etwas regerer Verkehr ſtellte ſich nur für wenige Deviſen ein, 
Der Geldverkehr bleibt ebenſo eingeſchränkt; der Geldbegehr hält ſich fort⸗ 
geſetzt in minimalen Grenzen und Disconten find & 2% pCt. geſucht. Die 
internationalen Speculationspapiere ſetzten etwas unter ihren geſtrigen Schluß⸗ 
courſen ein und ließen ſich anfänglich von der Baiſſe⸗Tendenz der Lombarden 
leiten. Oeſterr. Staatsbahn verhielten ſich ganz außerordentlich ſtill und bes 
haupteten nicht vollſtandig 1 Courftand; Oeſterr. Credit fehlte es weniger 
an Leben, indeß trat auch bei ihnen erſt eine kleine Preiserholung zum Schluſſe 
ein. Die Mißſtimm! 
Courſes der Prioritäten um 16 Francs aus. Die localen Speculations⸗Pa⸗ 
piere wurden wenig beachtet. Disconto⸗Commandit faſt ganz geſchaftslos, 
160, ult. 159,50 159 159,75, Dortmunder Union bei kleinen Preisſchwan⸗ 
kungen f 14,25, ult. 14—13,75—14, Laurahütte auf Deckungscourſe zeit⸗ 
weiſe ſeſter, 9,50, ult. 99,50.—99,75.—99,50. Die Oeſterr. Nebenbahnen 
wurden wenig umgeſetzt und blieben in den Notirungen meiſt unverändert. 
Galizier hatten etwas matter begonnen, zogen ſpäter bei regerem Verkehr 
wieder an. Größerer Beliebtheit erfreuten ſich die fremdländiſchen Renten⸗ 
papiere; dieſelben waren ſämmtlich zu beſſeren Courſen begehrt, auch 1860er 
Looſe wurden lebhafter gehandelt. Amerikaner jehr ruhig, Ruſſiſche Werthe 


dagegen gut behauptet, zum Theil auch den Cours beſſernd, und Bahnen 


ziemlich lebhaft. Preußiſche Fonds ſtill, aber in feſter Haltung, ebenſo andere 
deutſche Staatspapiere in belangloſem Verkehr. — 


obne Courseinbuße Unterkommen und deckt meiſtens die Nachfrage kaum, 
nur machten, wie erwähnt, Lombardiſche Prioritäten heute eine Aus⸗ 
nahme. Zu den beliebteren Deviſen zählen beſonders einheimiſche fünfs 
7 8 und von den 4 procentigen vorzugsweiſe Rheiniſche, Ober⸗ 
chleſiſche und Bergiſche. Ruſſiſche Prioritäten beliebt, aber in ſehr geringem 
Verkehr, da das disponible Material ſich er knapp zeigt. Auf dem Eiſen⸗ 
bahnactienmarkte herrſchte im Ganzen eme feſtere Haltung, doch blieben die 
rheiniſch⸗weſtfäliſchen Speculationsdeviſen von Courseinbußen nicht verſchont. 
nhalter und Potsdamer waren anfangs matt, ſchließen aber doch noch mit 
einer geringen Avance. Rhein. Lit. B. begehrt, Leipz. Lit. B. beſſer, Rum. 
in Stammactien und Stamm ⸗Prioritäts⸗Actien ſehr feſt und belebt, man 
laudt ſich zu der Annahme berechtigt, daß die heutige Geueral⸗Verſamm⸗ 
ung die Vorlage des Verwaltungsrathes, die projectirten Finanzoperalionen 
betreffend, annehmen werde. Warſchau⸗Wien waren zu ſteigendem Courſe 
Auen Breſt⸗Grajewo ziemlich rege, Oſtpreußiſche Südbahn gedrückt. Bank⸗ 
ctien ſtill und gg feſt, Deutihe Reichsbank 145, Preuß. Bodencredit 
belebt und ſteigend, Centralbank für Bauten feſt, Coburger beſſer, Braun⸗ 
chweiger Bank höher, Mecklenburger Boden ſehr lebhaft und Allgemeine 
aus und Handelsbank in guter Frage. Meininger, Centralb. für Induſtrie 
und Handel, Geraer niedriger. Schaaffhauſen und Deutſche Bank ſchwach. 
Induſtriepapiere meiſt geſchaftslos. Bergwerke matt. Wechſel auf Peters⸗ 
burg zu ſteigendem Courſe begehrt. — Um 2% Uhr: Matt. Credit 422, 
Lomb. 207,50, Franzoſen 526, Disc.⸗Commandit 159%, Dortm. Union 14, 
Laura 99%. (Bank: u. H.⸗Z.) 


[Numäniſche Eiſenbahn⸗Geſellſchaft.] Dem Bericht des Aufſichts⸗ 
raths entnehmen wir Folgendes: Es wird der Antrag geſtellt, den Aufſichts⸗ 
rath zu ermächtigen, das vorgelegte Uebereinkommen mit der fürſtlich rumä⸗ 
nischen Regierung zum Abſchluß zu bringen. Der Inhalt der mit der rumä⸗ 
niſchen Regierung zu vereinbarenden Zuſatzeonvention läßt ſich in folgenden 
Hauptpunkten zuſammenfaſſen. Zur Tilgung der von der Geſellſchaft behufs 
Vollendung ihrer Bauten aufgenommenen Vorſchüſſe ſtellt die rumäniſche 
Regierung der Geſellſchaſt eine gewiſſe Summe zur ier Die Zah⸗ 
lung erfolgt in beſtimmten Terminen und in Mark deutſcher Währung, den 
Frank zu ½0 Mark. Dieſe Zablungen werden mit 5 Procent vom 1, IE 
nuar 1875 bis zur Zablung verzinft. Die Rumäniſche Regierung behält ſich 
das Recht vor, dieſe Ratenzahlungen ganz oder zum Theil durch Ueberwei⸗ 
ſung von Staatsſchuldſcheinen aus einer ee 7procentigen Anleihe 
zu leiſten. Die Begebung dieſer Staatsſchuldſcheine erfolgt durch die Geſell⸗ 
ſchaft für ihre Rechnung und Gefahr. Die Ueberweiſung der von der Re⸗ 
gierung zu zahlenden Summe bildet zu dem angenommenen Werthe von 
62,000,000 Frs. eine theilweiſe Vorausbezahlung derjenigen Summe, welche 
die Regierung nach § 25 der Conceſſion vom 3. December 1868 zu über⸗ 
nehmen hat, um die Ceſſion aller Rechte der Geſellſchaft aus dieſer Conceſſion 
Convention vom 14. Februar 1872 auf 
wird vom 1. Januar 1875 ab auf die 
von da ab allein anerkannte Summe don 186,130,000 Ir. ermäßigt, welchen 
Betrag die Regierung im Falle des Nückkaufs übernimmt. Die jährliche 
auf die Maximalſumme von 18,609,750 Fr. feſtgeſtellte Garantie des Staates 
wird vom 1. Januar 1875 ab auf 13,959,750 A: im Verhältniß von 777 
Procent des ſo im Voraus im Werthe von 62 Mill. Fr. rückerſtatteten Bau⸗ 
capitals berabgeſetzt. 8 der Jabtesgewinn nach Abzug der Tantieme 
von 3 Procenk die letzterwähnte Garantieſumme, fo hat die Geſellſchaßt den 
überſchießenden Betrag bis zur Höhe von 18,609,750 Frs. der rumänischen 
Regierung zu augen und hat dieſe darauf ein Vorzugsrecht vor allen 
Aclionären und Gläubigern der Geſellſchaft. Die in dem Statut vom 3. De⸗ 
cember 1868 vorgeſehene Amortiſationequote von 1 pro Mille wird vom 
1. Januar 1875 nach Verhältniß des ermäßigten Baucspitals abgeſezt. Die 
Regierung kann das Verfahren der Amortiſation überwachen laſſen. Die 
von der Re 
ler geſchätzt. N 


zu erlangen. Das nach Art. 12 der 
248 130,000 Fr. fixirte Baucapital 


g gegen Lombarden beutete man noch durch ein Werfen des 


Das Prioritäten⸗Geſchäft 
bewahrt ſeinen ſoliden Charakter; das offerirte Material findet leicht und 


gierung zu zahlende Summe wird auf mehr als 15 Mill. Tha⸗ 10 
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